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Berlin, den 6. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt gernht: 
Dem Königlich Sardiniſchen Fregatten ⸗Capitain, Baron De Rochette von 
Salagine, den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe; ſo wie dem Premier⸗Lieu⸗ 
tenant in der Adjutantur, Freiherrn von dem Busſche- Münch, die Ret⸗ 
tungs⸗Medaille am Bande; dem beim allgemeinen Kriegs-⸗Departement angeſtell⸗ 
ten Kriegsrath Wo y wod bei feiner Verſetzung in den Ruheſtand den Titel als 
Geheimer Rechnungsrath; und dem Land- und Stadtrichter Rohrlack in Gem 
thin bei Gelegenheit der von ihm nachgeſuchten Dienſt-Entlaſſung den Charakter 
als Juſtizrath zu verleihen. a 


Der Königliche Hof hat am 4. Mai für Se. Kaiſerl. Hoheit den Erzherzog 
Karl von Oeſterreich die Trauer auf vierzehn Tage angelegt. 


Der General⸗Major und Kommandant von Stralſund, don Werder, iſt 
nach Stralſund abgereiſt. 


—— — 

Umwandlung der Mahl⸗ und Schlacht- in Einkommen⸗ 
ſteuer.) Daß die Einkommenſteuer im Princip die richtige ſei, ſteht zwei⸗ 
felsfrei feſt; es iſt aber gar Vieles im Princip richtig, was deſſen ungeachtet 
momentan ſich nicht verwirklichen läßt, ja, wo der Verſuch daſſelbe zu verwirkli⸗ 
chen ſchon deshalb bedenklich iſt, weil dadurch das Vertrauen zu demſelben ver⸗ 
dächtigt und geſchwächt werden kann, wenn die Nachtheile, welche die Anwendung 
deſſelben herbeiführen allgemein empfunden werden und man gezwungen wird, 
zum frühern Syſtem zurückkehren zu müſſen. — Demnach möchte die öffentlich 

aus geſprochene Anerkennung der Richtigkeit des Princips der Einkommenſteuer 
als ein bedeutender Fortſchritt dankbar anzuerkennen und vermittelſt Erziehung 
und Unterricht dahin zu wirken ſein, daß die Richtigkeit jenes Princips mehr und 
mehr in dem Volksbewußtſein Wurzel faſſe, und ſo deſſen Anwendung vorbereite. 
— Auch ſcheint unbedenklich da, wo die Nothwendigkeit eine neue Steuer u 
zuführen gebietet, zur Einkommenſtener nach dem Muſter Sir R. Peels gr ae 
ten, zumal wenn damit eine Scala verbunden wird, wonach hoͤheres Einkom⸗ 
men zu höherem Procentfog beſteuert würde; ſo wie die Umwandlung der ſehr 
mangelhaften Klaſſenſteuer in Einkommeuſteuer unbedenklich ſcheint; dagegen 
die Umwandlung der ſich bewährt habenden Mahl und Schlacht in Einkommen- 
ſteuer höchſt bedenklich erscheint. — In Berlin ergeben ſich nämlich in runden 
Zahlen folgende Refultate: die Mahl- und Schlachtſteuer, hat mit Hinzurechnung 
von 50 pCt. Kommunal -Juſchlag, circa eine Million Thaler gebracht, wozu 
die ſich hier aufhaltenden Fremden mindeſtens 100,000 Thaler und eben jo 
viel die hier wohnenden und geſetzlich von der Einkommensteuer freien eil 
mirten Perſonen, als Militair, Prediger, Lehrer zc. beitrugen, ſo daß der eigent⸗ 
liche Bürgerſtand zu jener Million höchſtens nur 800,000 Thaler beisteuerte. 
Indem ferner die Steuer von 110 Pfd. Roggenmehl nur 10 Sgr., von Weizen 
Fabrikate aller Art aber 14 Thaler beträgt und auch das Fleiſch bedeutend bejtenert 
wird, die Armen aber, auch wenn die beiden letzten Artikel ſteuerfrei ſind, die⸗ 
ſelben doch ſehr ſelten erkaufen können; ſo belaſtet die Mahl⸗ und Schlachtfteuer 
mehr die Wohlhabenderen als die Armen. Nehmen wir alſo an, daß von den 
80,000 jetz bier wohnenden Familien 10,000 ſo arm ſind, daß ſie von der 
Kommune unterſtützt werden müſſen, mithin von der Einkommenſteuer frei find, 
und daß ferner noch 10,000 Familien ſich hier befinden, von denen auch nur 2 
Thaler Einkommenſteuer einzuziehen, eben ſo wenig auch nur die Koſten der Exe⸗ 
kutionen decken würde, wie es bei der Miethsſteuer der Fall it von den Wohnun⸗ 
gen von 20 bis 40 Thaler, die Jahr aus und ein mehr Schreibereien und Koften 
verurſachen, als alle übrigen Wohnungen zuſammen und von denen endlich ben 
noch alljahrlich 10 bis 12,000 Thaler Steuer niedergeſchlagen werden müſſen, 
— fo ift einleuchtend, daß, wahrend dieſe 20,000 arme Familien, ohne es 
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irgend zu wiſſen, noch zu empfinden, zur Mahlſteuer dennoch gewiß 50,000 
Thaler beitragen, ſie zur Einkommenſteuer nichts beitragen könnten. Wir können 
aber noch fernere 20,000 Familien hier annehmen, die ſich nur ſo eben durch⸗ 
bringen und zur Mahl- und Schlachtſteuer eirca 150,000 Thaler beitragen, de⸗ 
nen es aber blutſauer werden würde, durchſchnittlich 73 Thaler direkte Steuer 
baar zu bezahlen, mithin etwa 40,000 Familien der wohlhabendern Klaſſen zu 
der Million Thaler Steuer bis jetzt etwa 600,000 Thaler, oder jede Familie 
circa 15 Thaler beigeſteuert haben mögen. Dieſe 40,000 Familien würden den 
oben nachgewieſenen Ausfall von 250,000 Thaler zu leiſten haben; d. h. ſtatt 
bisher gezahlter 15 Thaler die ſie kaum empfanden, würden ſie direkt baar jähr⸗ 
lich durchſchnittlich 21 Thaler und darüber zu zahlen haben und dieſe Steuer 
vielleicht ohne beſondere Bedrückung leiſten können, ſofern ihnen nur jene 
15 Thaler durch wohlfeileres Weißbrod und Fleiſch wirklich zu gute kämen. Es 
zeigt aber Erfahrung überall, daß mit Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer, 
die Lebensmittel nicht nur weder wohlfeiler noch beſſer, ſondern ſehr häufig theu⸗ 
rer und in ſchlechterer Qualität geliefert werden. Und ſo ſtellt ſich für Berlin die 
Umwandlung der Mahl- und Schlacht: in eine Einkommenſteuer als zu erwarten⸗ 
des, höchſt wahrſcheinliches Reſultat heraus: daß die Bewohner hier, ſtatt einer 
Million, zwei Millionen werden zu ſteuern haben, ohne beſſere noch wohlfeilere 
Lebensmittel zu erhalten. 


Berlin. Bei verſchiedenen Mitgliedern des Vereinigten Landtags ſoll eine 
Verwendung zu Gunſten der Aufrechthaltung der Deutſchen Nationalität in 
Schleswig und Holſtein fo wie in den Ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen, inglei⸗ 
chen eine Verwendung zu Gunſten der von Lübeck durch das Däniſche Gebiet be⸗ 
abſichtigten Eiſenbahnverbindung lebhaft zur Sprache gekommen fein. Man ſoll 
dabei in Erwägung gezogen haben, daß, wenn auch die allerhöchſten Patente 
vom 3. Februar d. J. die Wirkſamkeit des Vereinigten Landtags nur auf allge⸗ 
meine innere Landesangelegenheiten beſchranken, die Aufrechthaltung der Deutſchen 
Nationalität in jenen Ländern und der Wohlſtand Lübecks doch ſo weſentlich mit 
dem Wohle Preußens zuſammenhänge, daß die Berechtigung zu einer Verwendung 
im Wege der Bitte nicht abgeſchnitten werden könne. 

Berlin, den 3. Mai. — Die hier erſcheinende „Bürgerzeitung“, deren 
Herausgeber der bekannte Dr. Hermes iſt, fährt fort, die Verhandlungen des 
Vereinigten Landtags kritiſch zu beleuchten. Auch der Abgeord. der Stadt Bres⸗ 
lau, Hr. Milde, iſt ihrem Zorne verfallen. Dieſer Umſtand giebt zu der erfreu⸗ 
lichen Hoffnung Anlaß, daß für die Kritik überhaupt ein weiteres Terrain über⸗ 
laſſen werden wird. — Die Verſammlungen der Deputirten im Hotel de Ruſſie, 
die bekanntlich einen ganz fpeciellen Zweck hatten, haben nun, wo fie dieſen ih⸗ 
ren Zweck erreicht, aufgehört. Auch der zweckloſere Clubb im Hotel de France 
iſt geſtern aus Mangel an Theilnahme wahrſcheinlich für immer eingeſchlafen. 
Der atomiſtiſche Charakter Berlins ſcheint ſelbſt in die Fremden einzudringen. — 
Geſtern erhielten mehrere Deputirte durch Stadtpoſt zwei Gedichte, welche ihren 
Stoff dem Vereinigten Landtage verdanken. Die Rheinländer ſcheinen vorzüglich 
von dem Dichter bei der Vertheilung berückſichtigt worden zu fein. — Aus Ver⸗ 
anlaſſung der allgemeinen Theuerung haben die hieſigen Speiſewirthe „von dem 
renommirteſten Traiteur bis hinab zum Inhaber eines Frühſtückkellers, die Preife 
ihrer Speifen ſeit dem 1. d. M. um ein Erkleckliches erhöht. Der Diätenfag für 
die Deputirten im Betrage von 3 Thlr. pro Tag wird dadurch um ſo unzurei⸗ 
chender. 

Königsberg. — G. f. L. u. M.) In Pillau fol der Getreidemangel 
fo groß fein, daß man hin und wieder dort die Aeußerung hat machen hören, 
man wolle das erſte Schiff, das mit Getreide von hier ankomme, dort anhalten, 
und den Kapitain zwingen, die Ladung für Geld abzulaſſen; auch hier will man 
Droh⸗ und Brandbriefe gefunden haben. Wie übrigens der Getreide- und Mehl⸗ 
wucher hier geſteigert wird, mag der Umſtand beweiſen; daß die Mehlhandlungen 


vor den Thoren der Stadt, nachdem nun die Mahlſteuer abgeſchafft iſt, dennoch 
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mit den Mehl- und Getreidepreiſen ſteigen, jo daß die wohlthätigen Abſichten des 
Staates nicht viel helfen werden. — Dem Wollhändler T. iſt ſein Verfolger, 
der Tabaksfabrikant B., dicht auf den Ferſen. Von Magdeburg aus iſt Hr. T. 
unter fremden Namen abgereiſt, man hat aber dennoch ſeine Spur wieder aufge⸗ 
funden, obgleich er Hacken wie ein gehetzter Haſe ſchlagt, und fein Verfolger, der 
einen Magdeburger Polizeibeamten mitgenommen hat, ſoll ihm bis auf 10 Stun⸗ 
den Vorſprung nahe gekommen ſein. 

Auch bei uns hat ſich bereits Neigung zu ſolchen Exzeſſen gezeigt, wie fie in 
der letzten Zeit in der bedauerlichſten Weiſe an vielen andern Orten vorgefallen 
ſind. Glücklicherweiſe aber nur äußerſt geringe und von keiner beſonderen Bedeu— 
tung, auch wurde die kleine Emeute ſofort unterdrückt und erregte wenig Aufſehen. 

Köln, den 1. Mai. Heute beginnt der Erlaß der Schlacht- und Mahl⸗ 
ſteuer auf drei Monate, wodurch unſere Gemeindekaſſe, die kein weiteres Ein⸗ 
kommen mehr hat, ſeit uns der Stapel genommen, allein etwa 18,000 Thaler 
einbüßt, welche auf einem andern Wege ohne Zuſchlag auf die Gemeindeſteuern 
ſchwerlich beizubringen ſind. Jetzt nach reiflicher Ueberlegung fragt man ſich, ob 
die Beſtimmung hinſichtlich dieſes Steuernachlaſſes auch den damit beabſichtigten 
wohlthätigen Zweck erreiche? Einzelne werden wohl den Nutzen davon zichen, 
aber nicht das Allgemeine, und ſo wird die in den untern Klaſſen der Bürger mit 
jedem Tage dringendere Noth dadurch nicht gelindert. 

Vom Rhein. Der Berechnung eines Franzöſiſchen Akademikers zufolge 
enthält der Sand des Rheins 35,900 Kilogramm Gold zum Werth von 33 
Mill. Gulden. Wegen Verſandung mehrere Rheinhäfen und Anfuhren, jo wie 

des Stromgebiets ſelbſt ſollen nun in dieſem Jahre an mehreren Stellen bedeu⸗ 

tende Baggerungen vorgenommen werden, die nun gute Gelegenheit zur Gold⸗ 
wäſcherei, welche jetzt uur noch ſelten am Rheine angetroffen wird, obwohl ſolche 
ſonſt durchſchnittlich einen Verdienft von 12 Sgr. täglich abwarf, darbieten. Um 
fo mehr glauben wir auf dieſen Erwerbzweig aufmerkſam machen zu müſſen, als 
ſich Kinder und alte Leute hiermit füglich beſchaftigen konnen und wenn derſelbe 
auch nur die Hälfte obigen Verdienſtes abwirft, fo iſt dieß doch immer noch der 
Mühe werth für Leute, die ſonſt gar nichts zu verdienen vermögen. Noch nie 
iſt die Goldwaͤſcherei am Rheine im Großen und mit geeigneten Apparaten, wie 
dieß an mehreren Flüſſen in Rußland der Fall ift, betrieben worden. 


Ausland. 
e ee eee e 

München den 30. April. Herr v. Abel beſindet ſich ſeit dem 27. April 
hier; er will hier feine Abſchiedsbeſuche machen und dann nach Turin abreifen. 
— Es heißt, die Redemptoriſten ſollten in Baiern wieder aufgehoben werden. 
Trotz des unaufhörlichen Regenwetters hat Se. Maj. der König die Bauten be— 
ginnen laſſen unb beſucht dieſelben faſt täglich. — Das Ediet vom 10. Juli 
1813 über die Verhältniſſe der Juden iſt einer Reviſion unterworfen worden. — 
Es giebt hier viele Menſchen, die ſich nur von Bier und Brod nähren, ungeach⸗ 
tet jetzt die Fleiſchſpeiſe billiger iſt, als das Brod. — In der Pinakothek iſt ein 
kleines, aber ſehr koſtbares, Oelgemälde entwendet worden. 

Stuttgart den 1. Mal. Der Prof. Viſcher in Tübingen hat, trotz aller 
Umtriebe gegen ihn, am 29. April ſeine Vorleſungen über Deutſche Litteratur 
begonnen. Er hatte mindeſtens 3000 Zuhörer in dem gedrängt vollen Saal. 
Würzburg, den 1. Mai. (N. W. 3.) Der heutige Getreidemarkt 
bot eluen freudigen Anblick. Er war fo reichlich befahren, wie wir es in der letz 
ten Zeit nicht mehr fahen und verhältnißmäßig wenig Käufer da. Die Preife von 
Korn und Waizen ſanken. 

f Beet itte ech f 

Wien den 2. Mai. Ueber die letzten Lebenstage des großen Helden Erz⸗ 

Herzogs Karl, deſſen Ableben die Wiener Hof-Zeitung, zur Verwunderung des 

ganzen Publikums, nur mit wenigen Zeilen gedenkt, verdient noch erwähnt zu 
werden, daß der durchl. Prinz vergangenen Sonntag zum letzten Male der Kaiſetl. 

Jamilien⸗Tafel beiwohnte, und nach derſelben, in einen leichten Frack gekleidet, 

durch den Augustiner Gang zu Fuß in die Appartements feines Palaſtes zurlick 
kehrte. Einige Stunden nachher überfiel ihn ein Fröſteln, das am Montag ein 

Entzündungsſieber zur Folge hatte, und welches am Freitag den Tod nach ſich 

zog. Der Erzherzog ſcheint gleich am erſten Tage dieſe Kataſtrophe geahnt zu 
haben, denn er äußerte den dringenden Wunſch, feine Kinder noch zu ſehn. Am 

Dienſtag Abend ließ er ſich mit den heil. Sterbeſacramenten verſehen, und dieſer 
heil. Handlung wohnten beide Majeſtäten, nebſt den Prinzen, mit allen ſichtbaren 
Zeichen des tiefſten Schmerzes bei. Am Donnerſtag trat die toͤdtliche Kriſis ein 
und der Erzherzog kam nur noch Abends 6 Uhr auf einige Momente zur Beſin— 
nung. Geſtern wurde die Leiche ſecirt und einbalſamirt, am Montag wird fie 
in die Burgkapelle zur öffentlichen Ausſetzung übertragen und am Dienftag Abends 
erfolgt das feierliche Leichenbegängniß in die Gruft der Capuziner, mit dem einem 
Erzherzoge gebührenden Range. x 

In Gpalu in Siebenbürgen ſind 150 Häufer abgebrannt. Die Heftigfeit 
des Feuers war ſo groß, daß auch die in das Freie geretteten Möbel und die 
Brücke über die Szamos in Flammen aufgingen. 

Firankrei ch. a 

Paris den 2. Mai. Geſtern Mittag empfing der König zu feinem Na⸗ 

meustage die Glückwünſche des Erzbiſchofs und der Geistlichkeit von Paris. 


Abends gratulirten die Gemahlinnen der fremden Geſandten und der Minifter 
und dann die Mitglieder des Staats⸗Raths. — 

Die Leiche des jungen Aegyptiſchen Prinzen Huſſein Bey, Sohnes Mehmed 
Ali's, wurde geſtern aus dem Aegyptiſchen Su ml Rue du Regard, wo 
derſelbe geſtorben, nach Marſeille abgeführt, in dort nach Alexandrien elper 
ſchifft zu werden. Der Zug von dem Juſtitut aus bis nach der Stadt- Barriere 
war ſehr feierlich. Der Leichnam befand ſich in einem Mahagouy⸗Sarg, der 
auf einer mit weißen Tüchern reich geſchmückten Bahte ſtand. Der Bruder des 
Verſtorbenen erſchien als Hauptleidtragender, begleitet den beiden Söhnen 
Ibrahim Paſcha's, die in derſelben Anſtalt uiterrichte werden. Der König und 
Marſchall Soult ſchickten Adjutanten zum Geleit, der Tütkiſche Botſchafter 
nahm einen der erſten Plätze in dem Leichengeſolge ein. Sämmtliche Zöglinge 
der Schule gingen in Gala zu beiden Seiten des Lei agens, zahlreiche Kut⸗ 
ſchen folgten, und eine unermeßliche Volksmenge begleitete den Zug bis zur Bar⸗ 
riere, wo der Sarg auf einen anderen Wagen geſtellt wurde, mit welchem ein 
Scheit und zwei Araber nach Marſeille abfuhren, wo ſie ſich am Aten einſchiffen 
werden. 

Herr Luneau führte geſtern in der Deputirten-Kammer darüber Beſchwerde 
daß der Miniſter der öffentlichen Arbeiten in einem Rundſchreiben alle Eiſenbahn⸗ 
Bolizei- Agenten aufgefordert habe, die Regierung vorher von den vorfommenden 
Unfällen zu benachrichtigen, ehe fie den richterlichen Behörden davon Anzeige 
machten. Der Miniſter bemerkte darauf, dies ſei deshalb geſchehen, weil man 
es mit einem ganz neuen Dienſt zu thun habe, wo man es für beſſer gehalten 
daß die Berichte eine Zeit lang zuerſt an den Polizei-Präfekten von Paris Kor 
geſandt würden, der zweckmäßigen Rath in ſolchen Fällen ertheilen könne. 

In den beiden letzten Tagen ſoll Alles aufgeboten worden ſein, Herrn Paſſy 
zur Annahme des Finanz-Portefeuilles an Stelle des Herrn Lacave Laplagne zu 
bewegen, welcher dann zum Präſidenten des Rechnungshofes ernannt wer⸗ 
den würde. 

Herr Vatel unterhandelt mit Jenny Lind über ein Engagement derſelben bei 
der hieſigen Italieniſchen Oper für einen Theil der nächſten Saiſon. Madame 
Stoltz, die ihr Engagement an der großen Oper aufgegeben, iſt von hier nach 
London abgereiſt, von wo ſie nach Deutſchland und St. Petersburg gehen will. 
Die Spaniſchen Schauſpieler und Tänzer ſchließen nächſten Dienſtag hier ihre 
Vorſtellungen und begeben ſich nach London, wo ſie für Vorſtellungen auf dem 
Drurplane-Theater engagirt ſind. Hektor Berlioz hat in St. Petersburg und 
Moskau mit feinen Compoſitionen gewinnreichen Erfolg gehabt. Zwei Konzerte 
in erſterer Hauptſtadt haben ihm über 30,000 Fr. eingetragen. ac 

Cs Hat ſich das Gerucht verbreitet, die Neglerung habe die Weifung erlaffen 
ein Dampfboot bereit zu halten, daß in einigen Tagen nach Athen abgehen solle: 

Die „Debats“ bezeichnen heute die Nachricht von der Landung Engliſcher und 
Franzöſiſcher Truppen in Liſſabon, zum Schutz der Königin und der Hauptſtadt, 
als voreilig. Man wiſſe nur, daß Donna Maria die Anerbietungen geneh⸗ 
migt habe, die man ihr der Junta zu machen angerathen, und daß Dietz, eine 
der Haupturſachen des Bürgerkriegs, Portugal verlaſſen, und bereits in London 
angekommen fei- ’ 

Hier aus Beyrut eingegangene Nachrichten vom 6. April erzählen von ei⸗ 
nem Ereigniß in Dain el Kamao, drei Meilen von Beprut, welches an die 
betrübte Geſchichte von Pater Thomas erinnert. Am Palmſonntag fand in dem 
Städtchen eine Proreſſion zum Andenken an den Einzug in Jeruſalem ſtatt. Ein 
Gewitter zerſtreute die zahlreiche Menge und einige der Kinder, welche in großer 
Zahl der Proeeſſion folgten, ſuchten in naheſtehenden Häuſern ihre Zuflucht. 
Man war grade bis in das Judenquartier gekommen. Ein ſechsjähriges Chriſtli⸗ 
ches Kind kam nicht wieder zurück und man durchſuchte umjonft die Jüdiſchen Häu⸗ 
ſer, daſſelbe zu finden. Daß man die Juden im Verdacht hatte, das Kind auf 
die Seite geſchafft zu haben, war wieder die Folge jener mährchenhaften, aben⸗ 
teuerlichen Anklage, dieſelben brauchten zu ihrem Oſterbrod Chriſtenblut. Erſt 
nach drei Tagen hat man den Leichnam des armen Kindes schrecklich verftümmelt 
auf dem Felde wieder gefunden. Die Mutter iſt darüber wahnſinnig geworden 
und der Vater hat in Beyrut eine Anklage gegen die Juden erhoben, deren meh⸗ 
rere bereits feſtgenommen und eingekerkert worden find. 

Spanien. ; a 

Madrid, den 26. April. Der General Serrauo befindet ſich fei einigen 
Tagen wieder hier. Die Königin hat deſſen vertrautem dan, aan Set 
de la Vega, ihrem Kabinets-⸗Sekretair, die glänzenden Gemächer Wellen laſſen, 
welche vor Jahren die Prinzeſſin von Beira bewohnte. Er ihnen und den 
Appartements der Königin wird eine direkte Verbindung gerichtet. 

Die Unabhängigkeit, in welche die ane Gemahl, den Schranken 
der Etikette und ſelbſt der öffentlichen Meinung 0% Meek, ſich verſetzt hat, zollen 
die Progreſſiſten den lauteſten Beifall. Dem naturlichen Laufe der Dinge nach, 
wird die Königin, daran zweifelt dieſe War el durchaus nicht, ſich immer heftige 
mit den Moderitten überwerfen und folglich deren Gegnern die Bahn öffnen, au 
welcher fie ohne Anwendung der hergebrachten revolutjonairen Mittel zu Gewalt 
emporſteigen können. Die Ben. Miniſter, die ſich felbft für Moberirte 
ausgeben wollen, IE 15 die Gewalt ihren Händen entſchlüpſen, werden 
aber, indem fie ihre Füberen Verbündeten, die jetzigen Ultras, zu Hülfe rufen, 
von dieſen noch heftiger augefeindet, als von den Progreſſiſten Ft. Die Ultra's, 
die Herren Men, Pidal, Gonzalez Bravo an der Spitze, haben ihren Entſchluß 
geſen würden au dem Zwieſpalte des Kömglichen Ehepaares keinen Anſioß 
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nehmen, wenn nur bie Königin den Belig der Gewalt in ihren Händen gelaſſen 
hätte. Jetzt hört man dieſe Staatsmänner und die ſich ihnen anſchließenden Per- 


ſonen von Bedeutung ganz offen von der Nothwengigkeit einer Regentſchaft reden. 
Dieſe würde, der Verſaſſung zufolge, in dem Fall, auf welchen ſie rechnen, dem 
Gemahle der Königin zugeſprochen werden müſſen, auf ihn ſucht man daher in 
dieſer Richtung einzuwirken, wobei man von der Vorausſetzung geleitet wird, 
auch ihn bald beſeitigen und durch einen fremden begabteren Prinzen erſetzen au 
können. Wer Gelegenheit hat, ſich in den Kreiſen jener Leute zu bewegen, weiß, 
daß ihnen Iſabella II. kaum noch als Königin gilt. Sobald fie es wagen wird, 
ein Miniſterium aus Männern, wie Olozaga, Serrano, Cortina, zuſammenzu— 
ſetzen, ſoll der Schlag ausgeführt werden; denn ſolchen Leuten können und dür⸗ 
ſen die Moderirten nicht gehorchen. Die befehligenden Generale, die Regiments— 
Chefs und vorzüglich die Truppen der hieſigen Beſatzung ſucht man durch die Vor⸗ 
ſpiegelung zu gewinnen, daß mit der Herrſchaft der Moderirten auch das Beſte⸗ 
hen der dermaligen Armee ſein Ende nehmen und dieſe durch eine zügelloſe Na⸗ 
tional⸗Miliz erſetzt werden würde. 
Großbritannien und Irland. 

London den 30. April. Das Oberhaus hat in ſeiner geſtrigen Sitzung 
gleichfalls die gegenwärtige Geldneth zum Gegenſtand ſeiner Berathung gemacht. 
Lord Brougham brachte nämlich wiederum eine Menge von Beſchwerden über 
das Zuſtrömen Irländiſcher Armen in Liverpool ein und beſchwerte ſich über den 
Druck, dem die Fabrikanten in Lancaſhire unterliegen, welche trotz zahlreicher 
Beſtellungen aus Amerika bei dem Maugel an baarem Gelde ihre Arbeiter nicht 
bezahlen, alſo nicht arbeiten laſſen konnten. In Liverpool wären ſeit December 
150,000 Irländer angekommen und 105,000 dort geblieben. Den Grund 
der jetzigen Geldnoth fand Herr Brougham zunächſt in der durch die Bank- Bill 
Sir R. Peel's beſchräukten Noten -Emmiſſion der Bank von England, nach wel⸗ 
cher bekanntlich nicht für mehr als 44 Millionen Pfund Noten ausgegeben wer— 
den dürfen, wenn nicht die Mehr Ausgabe durch Deponirung eines den vollen 
Werth derſelben repräſentirenden Betrages an Gold gedeckt wird. Lord Broug⸗ 
ham fragte an, ob die Regierung nicht Vorſchläge zur Aenderung der Vank-Bill 
machen werde. Lord Lansdownue erwiederte, daß die Regierung die Noth in 
den Fabrikdiſtritten in Erwägung gezogen habe, indeß eine Maßregel der angedeu— 
teten Art nicht beabſichtige. 

Der Ukas des Kaiſers von Rußland, der die Anlegung von 30 Millionen Sil⸗ 
ber⸗Rubel in fremden Fonds befiehlt, iſt heute hier bekannt geworden und hat an 
der Börſe gute Wirkung geäußert, da man glaubt, daß vorzugsweiſe Britiſche 
Fonds werden gekauft werden. Mit Rückſicht darauf, ſo wie in Erwartung des 
Reſultats der heutigen Unterhaus» Debatte, iſt eine Verſammlung der bedeutend⸗ 
len Bauquiers und Kaufleute, welche heute zur Berathung über die Geldnoth 
ſtattfinden ſollte, vertagt worden. 


Die Gräfin von Mornington hat geſtern bei der Polizei um Einweiſung in 


ein Armenhaus nachſuchen müſſen, da ihr Mann ihr jede Unterſtützung verwei⸗ 
gert. Der Graf von Mornington iſt der Neffe Wellington's und der Stamm⸗ 
halter des Hauſes Wellesley. 

Am 27 April Nachmittags hat Ihre Majeftät die Königin Victoria, an der 
Seite ihres Gemahls und den fünfjährigen Prinzen von Wales an der Hand, 
den (nach geiftreichen Gompofitionen von Cornelius kunſtreich gefertigten) Glau- 
bensſchild, welchen Se. Mafeſtät den König von Preußen zum Pathenge— 
ſchent für den Prinzen von Wales anfertigen ließen, in einer dem Preuß. Ge— 
ſandten, Wirklichen Geh. Rath Bunſen, gewährten Andienz aus deſſen Hän⸗ 
den entgegengenommen. Die Allerhoͤchſten Empfänger waren von dem ſchönen 
Geſchenk in hohem Grade überraſcht und betrachteten es mit der ſorgfaͤltigſten 
Genauigkeit, indem ſie ſich daſſelbe unter verſchiedenen Lichtwinkeln vorhalten Tie- 
ßen, um alle Details in Augenſchein zu nehmen. Mit beſonderer Kennerſchaft 
bewunderte der Prinz Albert ſowohl die Ciſelir-Arbeiten von Mertens, als die 
kunſtreiche Emaille und das Niello, und äußerte ſich überhaupt dem Verfertiger 
gegenüber in Gegenwart des Geſandten, ſehr belobend über die Berliner Gold— 
ſchmiedekunſt. Sobald ein Glasbehälter dafür angeſchafft iſt, ſoll der Schild 
nach Beſtimmung Sr. K. H. öffentlich ausgeſiellt werden; fo lange wird er nur 
in den Zimmern Sr. K. H. den Kunftverftändigen ausnahmsweiſe gezeigt werden. 
Am Tage nach dem Empfang lud der Prinz feine nächſte Umgebung von hohen 
Perſonen zur näheren Betrachtung des Kunſtwerks ein, und einſtimmig hörte man 
die Aeußerung, wie Ausgezeichnetes auch die ſchon zuvor über daſſelbe verbreite- 
ten Nachrichten davon hatten vermuthen laſſen, ſo übertreffe die Ausführung doch 
ede Erwartung. — Die Deutſche Kunſt wird in dieſer Würdigung im Auslande 
gewiß eine lebhafte Genugthuung empfinden. a 
N Den in Beraeruz noch reſidirenden Conſuln von England, Frankreich, Preu⸗ 
ßen und Spanien hat General Scott Sicherheitsbriefe zugehen laſſen. — Ein 
Neuorleaus'er Blatt „Picapuna“ enthält eine Correſpondenz vom 15. März, zur 
folge welcher der Nordſſurm immer noch forttobte und die Landung des Amerika— 
niſchen Geſchützes nicht geſtattete, und daſſelbe berichtet auch eine Correſpondenz 
von der Fregatte „Potomac“, die vor Veracruz ftationirt. Von der Stadt und 
dem Gaftell aus wurde indeſſen, ſo melden alle übereinſtimmend, ein nur wenig 
unterbrochenes ſtarkes Feuer auf die Amerikaner unterhalten. 

Aus den jüngſten aus Neuyork hier eingetroffenen Nachrichten (vom 8. April) 
ergiebt ſich ferner über die Lage der Dinge im Innern von Mexiko Folgendes: 
Taylor's Armee campirte noch auf dem letzten Schlachtfeld, der General ſelbſt 
aber war an der Spitze von 1000 Reitern, den General Ur rea verfolgend, in 


Cerralvo angekommen. Der Verfolgte, als er von Taplor's Nähe hörte, floh 
mit dem Reſt ſeiner Truppen nach der Richtung von Victoria und gab auf 
dieſe Weiſe die Verbindung zwiſchen Camargo und Monterey frei. Der eilige 
Rückzug Santa Anna's nach San Luis Potoſi wird beſtätigt. Viele von den 
Mexikanern, die gefangen genommen wurden, ſagten ans, ſie hätten ſeit drei 
Tagen vor den Gefechten nichts gegeſſen, Santa Anna's Armee befinde ſich im 
Zuſtand gänzlicher Auflöſung, und daß ſich dieſelbe zerſtreuen oder elend umkom⸗ 
men müſſe, wenn ſie nicht binnen vier Tagen mit Lebensmitteln verſehen werde. 
In den von Monterey eingegangenen Depeſchen wird gemeldet: Santa Anna 


habe einen Arm verloren und einen Schuß in die Hüfte erhalten, die Generale 


Ampudia, Mejia und Ortega ſeien getödtet und General Salas zum Ge⸗ 
fangenen gemacht worden. 5 

Aus Veracruz erfährt man auf demſelben Weg, daß ſich die auswärtigen 
Reſidenten ſämmtlich aus der Stadt au Bord eines fremden Kriegsſchiffs begeben 
wollten. Viele Bürger ſeien für eine baldige Capitulation, aber das Militär wi⸗ 
derſetze ſich hartnäckig einem derartigen Anfinnen, ja, die Conſuln ſagten aus, es 


ſeien mehrere Bürger, weil ſie die Uebergabe der Stadt angerathen hätten, er⸗ 


ſchoſſen worden. Das Feuer aus Stadt und Caſtell wurde fortgeſetzt, ohne Scha⸗ 
den zu thun. — In Philadelphia waren am 7. April Gerüchte im Umlauf, 
man habe von Veracruz die Nachricht erhalten, General Scott ſei getödtet und 
General Worth verwundet worden Es ſcheine aber dies Gerücht keinen Glau⸗ 
ben zu verdienen. 

In Liverpool find während der geſtern abgelaufenen Woche ſo hoch ſt ans 
ſehnliche Lebensmittel-Zufuhren eingegangen, daß der Hafen mit 
Schiffen förmlich überfüllt iſt. Speck, Schmalz, Rindfleiſch, Weizen, Mais, 
Mehl, Kartoffeln, Neis, Erbſen, Bohnen, Hafer und Buchweizen werden unter 
den eingegangenen Artikeln aufgeführt. 

Heut Morgen it Sir Harry Smith, der Sieger von Aliwall (Oſtindien), 
in Southampton angekommen und dort feſtlich empfangen worden. 

Ein außerordentliches Beiblatt einer in Porto erſcheinenden Zeitung vom 
22. April meldet amtlich, daß die Truppen der Königin, unter Cazal, die Pro⸗ 
vinz Traz os Montes verlaſſen und ſo die beiden wichtigſten und reichſten Provin⸗ 
zen des Reichs, mii Ausſchluß der Stadte Valenga, Chaves und des belagerten, 
aber faſt ausgehungerten, Schloſſes Viana, den Aufrührern überautwortet ha⸗ 
beu. Dieß und die Beſetzung der Provinzen Alemtejo und Algarbien beweiſe, 
daß die conſtitutlonelle Sache den Gewaltmaßregeln der Königin mit Glück entge⸗ 
gentrete. Man kann annehnmen, daß es am 23. auch in Coimbra zum Aus⸗ 
bruch kommt, wodurch Saldanha in ein arges Dilemma käme. — Den Times 
zufolge, ſcheint die Königin von Portugal am 21. doch noch Großbritaniens Ver⸗ 
mittelung angenommen zu haben. Die Times laſſen übrigens merken, daß 
England ein Einſchreiten Spaniens höchſt ungern ſehen werde. 


Schweiz. 
Es wird verſichert, daß Herr v. Krudener von feinem Poſten als Kaiſerlich 
Ruſſiſcher Geſandter bei der Eidgenoſſeuſchaft zurückberufen worden fei. Es ver: 
lautet bis jetzt noch nicht, wohin derſelbe verſetzt werden foll. (Beob.) 


i e n. 

Rom, den 23. April. (N. K.) Vorgeſtern war der Jahrestag der Grün⸗ 
dung Roms, und Rom war aufgeregt wie ein wogendes Meer; denn außer dem 
Tag ſeines Beginnens im Buch der Geſchichte feierte es zugleich das freudige Ge⸗ 
dächtniß der durch Pius IX. begründeten Auferſtehung und der dadurch bedingten 
Entwickelung ſeiner Höheren geiſtigen und volksthümlichen Intereſſen. 

Der Kardinal Gizzi hat ein Rundſchreiben an alle Legaten und Delegaten er⸗ 
laſſen, worin dieſen aufgetragen wird, aus jeder Provinz die Namen von drei 
Kandidaten einzuſchicken, die aus der Klaſſe der Beſitzer gewählt werden müſſen; 
aus dieſen drei Namen wählt die Regierung dann einen, der als Deputirter hier⸗ 
her berufen werden wird. Die vereinigten Deputirten ſollen als eine Art berathen⸗ 
der Stände hier auftreten. Der Juhalt dieſes Rundſchreibeus erregte in Rom 
unter allen Volksklaſſen einen unermeßlichen Jubel. Abens hatte ſich eine un⸗ 
zählbare Maſſe von Männern aus allen Ständen auf der Piazza del Popolo ver⸗ 
ſammelt; ein glänzendes Muſik-Chor von Militair hatte ſich, dazu berufen, ein⸗ 
gefunden, und gegen 8 Uhr ſetzte ſich ein Zug von mindeſtens 8 bis 10,000 
Fackeln unter dem unaufhörlichen Jauchzen: „Evviva Pio IX.! Evviva Gizzi! 
Evviva la munieipalitä!® durch den Coſſo in Bewegung. Das ganze Rundſchrei⸗ 
ben war mit großen ſchönen Lettern auf einer gewaltigen Standarte abgeſchrieben, 
welche der beliebte Volksfreund Cicerovachi aus Traſtevere trug. Sämmtliche 
Straßen und Plätze durch welche der ungeheure Zug ſich bewegte, wurden mit 
einemmale glänzend erleuchtet. Aus allen Fenſtern, von allen Loggien herab ein 
tauſendſtimmiges Evviva, ein Wehen mit Tüchern, ein Schwenken mit Fahnen! 
In einigen Caſinos im Corſo hielt Jeder der Herausſchauenden eine große bren⸗ 
nende Fackel. An mehreren Häuſern und Läden wurde die Straße durch griechi⸗ 
ſches Feuer taghell erleuchtet. So zog die ungeheure Maſſe hinauf nach dem 
Monte Cavallo, deſſen weite Räume die unendliche Bolksmenge nicht zu faſſen 
vermochten. Jetzt begann mit einemmale das taufendftimmige Edviva Pio IX., 
worauf die Muſik, die nebſt der gewaltigen Standarte unter der Loggia Platz 
genommen, einfiel, bis endlich unter unermeßlichem Jubel und Jauchzen der 
Menge Se. Heiligkeit erſchien und den Segen auf die gewohnte rührende Weiſe 
ertheilte. Gleichzeitig wurde der ganze Platz durch rothes, weißes und grünes 
griechiſches Feuer magiſch erhellt. 
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Dan emar k. 

Kopenhagen. — Faedrelandet berichtet Folgendes: Eine kleine 
Schrift, betitelt: „Bedenken eines Deutſchen an den hohen Deutſchen Bund über 
die Schleswig - Holfteinifche Frage“, ward in Kiel mit Beſchlag belegt, und der 
Verleger, Buchhändler Chr. Büuſow, in eine Mulkt von SO Rthlr. Cour. verur⸗ 
theilt, weil er nicht gleich die ganze Auflage den Polizeidienern ausliefern wollte, 
Jondern forderte, daß der Polizeimeiſter ſelbſt kommen und diefelbe holen ſollte. 
Bünſow will inzwiſchen gegen dieſes Erkeuntniß appelliren. 

Griechen land. 

Athen, den 18. April. (A. 3.) 
es ſei im Miniſter⸗Rath beſchloſſen worden, der Pforte die verlangte Genugthu⸗ 
ung zu geben. Der Ankunft des Herrn von Prokeſch am 13ten d. legen fie einen 
ähnlichen Zweck unter. Die miniſteriellen Blätter widerſprechen nun auf das be⸗ 


ſtimmteſte, damit das In- und Ausland über die Ehrenhaftigkeit des Miniſteriums 


aufgeklärt werde. Wie die Sache bis jetzt ſich geſtaltet, bedarf es dieſer Aufklä⸗ 
rung keinesweges. Da die Pforte auf der Abbitte im Namen des Königs und 
der Rückkehr des Herrn Muſſurus beſteht, ſo hat im Inland, wo König Otto's 
Charakterſtärke männiglich bekannt iſt, Niemand auch nur einen Augenblick an die 
Möglichkeit des ausgeſprengten Gerüchts geglaubt; im Auslande aber werden 
alle diejenigen, welche die Feſtigkeit des Königs am 3. September 1843, feine 
Entſchiedenheit am 4. Auguſt 1844 und ſeine ſpaͤtere Beharrlichkeit in der Ver⸗ 
folgung der eingeſchlagenen Bahn zu würdigen verſtehen, der Ueberzeugung ſein, 
daß kein Miniſter⸗Rath einen ähnlichen Vorſchlag wagen dürfte. In der That 
iſt Herr Argyropulos, der Griechiſche Geſchäftsträger in Konſtantinopel, zurück⸗ 
berufen. 5 i 

Am 1 4ten iſt ein Franzoſiſcher Dreidecker, zur Ablöfung des „Triton“ be— 
ſtimmt, eingelaufen, fo daß jetzt fünf Linienſchiffe im Piräeus liegen. 

Athen, den 19. April. Mittelſt Königlicher Verordnung von geſtern iſt 
das Miniſterium folgendermaßen modifizirt worden: Rigas Palamides, Prä⸗ 
ſident der Deputirten-Kammer, Miniſter des Junern; Korphiotaki, Depu— 
tirter von Sparta, Finanz-Miniſter an die Stelle von Ponyropulos; Konſtan⸗ 
tin Kolokotroni, Deputirter von Karitene, Juſtiz; Glarakis, Senator, 
Unterricht und Kultus; Bulgari, Senator, Marine, an Stelle des Admiral 
Kanaris; Kollettis bleibt Miniſter des Auswärtigen und Präfident des Mini- 
ſter⸗Raths, General Tzavellas Kriegs - Minifter, 

Den neueſten, über Paris vom 30. April uns zugegangenen Nachrichten zu⸗ 
zufolge, wird Kolettis im Miniſterium verbleiben und Herr Rigas-Palamides 
das Portefeuille des Miniſteriums des Innern übernehmen. 
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Alexandrien den 9. April. (K. Z.) Die Stadt iſt fo überfüllt mit Frem⸗ 
den, daß man kaum ein Unterkommen finden kann. Die Reiſenden mit der 
Ueberlandpoſt find zu gleicher Zeit aus Indien und Europa in Alexandrien eins 
getroffen, und die vornehmſten Leute müſſen, da die Gaſthöfe überfüllt ſind, 
mit den erbärmlichſten Wohnungen fürlieb nehmen. Da die Ueberlandpoſt näch— 
ſtens auch wieder über Deutſchland gehen wird, jo mag es für das Deutſche Pu— 
blikum von Intereſſe ſein, zu vernehmen, daß Mehemed Ali ſich die Sicherheit 
und Bequemlichkeit dieſer Straße höchſt angelegen fein laßt; denn der ſchlaue 


Fürſt hat gleich überſchaut, welch unermeßlicher Nutzen für Aegypten aus 


dieſer Verbindung mit Europa erwachfen müſſe. Es find übrigens noch manche 
Maßregeln zu treffen, um den Unannehmlichkeiten des Klimas vorzubeugen, ſo 
lange kein Kanal von Suez der mühſamen Reife durch die Wüſte überhebt. 
So z. B. war der vorletzte Durchzug der Paſſagiere von Bombay am 20 März 
ein ungünſtiger: dreizehn Stunden lang waren ſie einem Platzregen ausgeſetzt 
und Menſchen und Waaren buchſtäblich durchweicht. — Der 9. April dürfte eine 
bedeutende Stelle in den Annalen der neueren Geſchichte Aegyptens werden. Man 
weiß, daß der alte Mehemed immer zu ſeinen Lieblingsplanen die Abſperrung 
des Nils gerechnet hat. Dieſes große Unternehmen, welches wenn es gelingt, 
einen wahren Alt⸗Aegyptiſchen Charakter tragen wird, ſoll nun endlich in Erfül⸗ 
lung gehen. Am 9. April legt Mehemed Ali am Punkte des Delta, wo die Ab- 
ſperrung ſtattfinden ſoll, den Grundſtein zu der Brücke über den Nil. „Dieſes 
Feſt wird mit einem ungewöhnlichen Glanze begangen werden. Die Meinnngen 
über das Unternehmen ſelbſt find ſehr verſchieden; die Franzöſiſchen Ingenieure 
wollen durchaus keine Verantwortlichkeit für den Ausgang auf ſich nehmen Der 
alte Mehemed aber vertraut „ſeinen Göttern“ und das große Werk hat begonnen. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Brieſe aus der Lombardei melden, daß einen reichen Gutsbeſitzer in der 
Nähe von Mailand, der mit Ruͤckſicht auf die hohen Getreidepreiſe den Zins feiner 
Pächter erhöhen wollte, die Rache der Bauern traf. Mit Mühe konnte er fein 
Leben retten, während die wüthenden Bauern alles, was ſie im Herrſchaftshaus 
fanden, Möbel ze. zertrümmerten. Ueberhaupt ſoll die Gährung unter den Baus 
ern in vielen Theilen der Lombardei auf eine ſehr bedenkliche Weiſe fortdauern. 

Amerikaniſche Ch imäre n. Der Amerikaniſche Unternehmungsgeiſt ſteigt 
immer höher. Da ſchlaͤgt ein Bürger Deutſcher Abkunft von St. Louis vor, weil 
ſich die Deutſchen ſelber nicht helfen könnten, fo ſolle ſich eine heilige Schaar von 
10,000 Mann Deutſcher Amerikaner vorläufig einerereiren, um nach Louis Phi: 
Upp's Tod, wenn Frankreich die Republit proklamiren werde, in Frankreich zu 
landen und über den Rhein nach Deutſchland zu kommen. Da ſoll uns denn 
auf einen grünen Zweig geholfen werden. 


Die Opoſitionsblätter hatten behauptet, 


Der ſogenannte vulkaniſche Kautſchuck dürfte in der Folge als Material zu 
Springfedern an Eifenbahnwagen ſehr in Anwendung kommen. In England iſt 
dies ſchon geſchehen und die ſachkundigſten Männer haben dieſe Verwendung ge⸗ 
prüft und für zweckmäßig befunden. Dieſe Federn ſind vorzugsweiſe elaſtiſch. 
Nach Maßgobe des erhaltenen Drucks findet der Gegendruck Statt, ſo daß in 
feinem Fall die Stoßprellen ein limitirtes Maß von Elaſticität überſchreiten kön⸗ 
nen, was bei einem Zuſammenſtoßen die Gefahren deſſelben merklich vermindert. 

In Tiflis iſt ein Geſandter der Pforte angekommen, um dem Fürſten Woron⸗ 
zow das Bildniß des Sultans in Brillanten, fo wie 9 Decorationen des Niſchan 
Iftichar für verſchiedene Perſonen zu überreichen. e 

Seraing. Unter dieſer Aufſchrift enthalt das Beiblatt des Oeſterr. 
Beob., „Archiv für Eiſenbahnen“ eine intereſſante Mittheilung von Hofrath 
Beil über das Etabliſſement John Cockerill in Seraing, welche wir nachſtehend 
vollſtändig wiedergeben: Die Adminiſtration der Aktiengeſellſchaft John Cockerill 
in Seraing hat einen ausführlichen Jahresbericht über Stand und Ergebniſſe 
des Unternehmens vom 30. Juni 1845 bis 30. Juni 1846 veröffentlicht. 
Dieſer Berichterſtattung war eine Druckſchrift beigefügt — Description de IEta- 
blissement Iohn Cockerill à Seraing, par Lecoq — welche das Etabliſſement 
von feinem Entſtehen bis auf die neueſte Zeit beleuchtet und die jetzigen Einrich⸗ 
tungen und Geſchäftsabtheilungen mit Sachkeuntniß befehreibt und durch beigefügte 
Zeichnungen ze. verdeutlicht. Es find dieſe Mittheilungen von vielem Intereſſe, 
indem fie nicht allein den Umfang und die großartigen Einrichtungen des Unter— 
nehmens bezeichnen, ſondern auch genaue Nachweiſungen über die lohnenden Forts 
ſchritte ſämmtlicher Geſchaͤftsabtheilungen geben. Die in den Werkſtätten von 
Seraing angefertigt werdenden Maſchinen und ſonſtige Arbeiten geben durch ihre 
meiſterhafte Ausführung den Beweis, daß der Geiſt des großen Induſtriellen noch 
ſegensreich in den Räumen ſeiner Schöpfung waltet. Es iſt ein ehrendes Zeichen 
der Zeit, daß dieſes großartige Unternehmen, welches durch Handelskriſen und 
ſonſtige ungünſtige Verhältniſſe ſchwer heimgeſucht und dabei ſeinen kräftigen Führer 
verloren hatte, nicht aufgelöſt, ſondern zur Ehre des Landes und Nutzen der Ju⸗ 
tereſſenten erhalten und auf die jetzige hohe Stufe der Vollkommenheit gebracht 
wurde. Das Etabliſſement John Cockerill in Seraing möchte hinſichtlich 
feiner Ausdehnung und ſonſtiger Betriebsverhältniſſe von keinem der jetzt beſtehen⸗ 
den Unternehmen ähnlicher Art erreicht oder übertroffen werden. Das ganze Bes 
ſitzthum enthält eine Fläche von 57 Hectares (eirea 430 Morgen) Land, wovon 
46,000 Quadratmeter bebaut ſind. Das Eiſen tritt in ſeinem rohen Zuſtand 
als Mineral ein und verläßt daſſelde als vollendete Maſchine. Das Geſchäft, 
welches unter dem Vorſitz eines Direktors von einem Ausſchuß der Geſellſchaft 


geleitet wird, zerfällt in mehrere Abtheilungen, nämlich: Kohlenwerke, Minen, 


Gießereien, Eiſenfabrikation und Werkſtätten. An der Spitze einer jeden Abtheiz 
lung ſteht ein Oberbeamter, welcher die einſchlagenden Arbeiten leitet und hierzu 
von dem Direktor beauftragt wird. Es werden fir den eigenen Bedarf jährlich 
118 Millionen Kilogramm Steinkohlen verbraucht und für den Handel und eige⸗ 
nen Gebrauch mehr denn 12 bis 13 Millionen Kilogramm Eiſen erzeugt. An 
Maſchinen werden jährlich angefertigt 50 Lokomotiven, 50 Tender, 12 ſtehende 
Maſchinen durchſchnittlich zu 25 Pferdekraft, 4 paar Maſchinen fir Schiffe zu 
20 Pferdekraft und eine Maſchine für die überſeeiſche Schiffahrt von 800 Pfer- 
dekraft. Man kann für gewiß annehmen, daß die Maſchinen, welche jährlich 
in den Werkſtätten von Seraing angefertigt werden eine Kraſt von 3000 Pferden 
repräſentiren. Das für den Betrieb des Etabliſſements erforderliche Material be⸗ 
ſteht, außer der großen Zahl kleinerer Handwerkszeuge, in den nachſtehenden 
Hauptſtücken: 27 Dampfmaſchinen von verſchiedener Größe mit einer Geſammt⸗ 
traft von 3000 Pferden, 6 Hochöfen, 2 Roſtöfen für Erze, 54 doppelten 
Oefen für Cokes, 1 Friſcheſſe mit 6 Gebläſen, 37 Flammöfen für die Behand⸗ 
lung des Hammereiſens, 6 Kuppelöfen für den Eiſenguß, 5 Walzwerken, 5 
Schneidemaſchienen, 6 großen Hämmern, wovon 2 fogenanute Maka, 6 Cireu⸗ 
larſagen für Holz und 6 für Eiſen, 138 Feuereſſen, 139 Drehbänke und Bohr⸗ 
bänte, 37 Hobelmaſchinen, 38 Maſchinen zum Bohren, Schraubenſchneiden, 
Verſenken ze, 56 Krahnen oder Hebemaſchinen, 4 im Betrieb ſich befindende 
Schachten zur Förderung von Kohlen, 4 Gallerien zur Herausſchaffung der Ei⸗ 
ſenerze, 17 Wäſchereien für Erze, 1 Ofen zum Gießen der Kupferplatten für 
Feuerkaſten der Lokomotiven, 6 Gasretorten, 4 Ventilatoren, 13 Schmelzöfen 
für Kupfer de., 450 Gießkaſten, 1 Ofen für Stahlguß, 4 große Feuerſpritzen. 
Es iſt bereits bemerkt worden, daß außerdem noch eine ſehr große Zahl kleinerer 
Werkzeuge vorhanden iſt, wovon dle Schmiedewerkſtätten allein 1450 Zangen, 
400 Hämmer, 2000 Meißel, 900 Durchſchläge, 1400 Formeiſen, 180 
Nageleifen und 3000 Stampfeiſen nöthig haben. Eine reichhaltige Bibliothek 
in mehreren Sprachen wird fortwährend mit den beiten Werken der einſchlagenden 
Wiſſenſchaften vermehrt. Der Bruttoertrag des Etabliſſements von Seraing kann 
jährlich auf 17 Millionen Franken angeſchlagen werden. Die Zahl der in Se⸗ 
raing beſchäftigt werdenden Arbeiter beträgt 4200 Köpfe; fie vertheilen ſich wie 
folgt: Kinder von 12 bis 15 Jahren, Knaben 315, Mädchen 45; Arbeiter 
über 16 Jahre, Männer 8555, Weiber 285; zuſammen 4200 Perfonen. 
Außerdem beſchäftigt Seraing noch eine Menge von Perſonen, welche eutfernter 
wohnen. Die Abminiftration, erkennend, daß die entfernten Wohnungen der 
Arbeiter ſowohl für das Unternehmen als auch für die Arbeiter läſtig ſind, hat 
ein großes Terrain unter dem Namen Quartier Gt. George zur Ausfuhrung. von 

(Hierzu zwei Beilagen.) 
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den 8. Mai 1847. 


Arbeiterwohnungen beſtimmt, wo alsdann der größte Theil der Arbeiter in der 
Nähe des Unternehmens wohnen und regelmäßig das Mittageſſen bei feiner Fa- 
milie verzehren kann. Die Arbeits- und Ruheſtunden ſind für die Werkſtätten 
63 Uhr morgens bis 7 Uhr abends. Hiervon gehen ab: eine halbe Stunde für 
Frühſtück, eine Stunde zum Mittageſſen und zehn Minuten für das 4 Uhr⸗Brod. 
In den andern Geſchäftsabtheilungen iſt, mit Einhaltung der Eßſtunden, die 
Arbeitszeit von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends feſtgeſtellt. Obſchon das Eta⸗ 
bliſſement in allen ſeinen Geſchäftsabtheilungen die möglichſte Ausdehnung hat, 
ſo reichen ſolche aber bei den täglich ſich mehrenden Beſtellungen nicht aus, daher 
die Adminiſtration genöthigt iſt, Erweiterungen eintreten zu laſſen. Wir gehen 
nunmehr zu dem im Eingang dieſer Mittheilung berührten Jahresbericht der Ge— 
ſellſchaft pro 1846 über. Die Rechnungsſtellung begreift das Betriebsjahr vom 
30. Juni 1845 bis 30. Juni 1846 und werden die gewonnenen Reſultate nach 
den verſchiedenen Geſchäftsabtheilungen in der Reihenfolge aufgeführt. Stein: 
kohlengruben. Der reine Gewinn der Steinkohlen betrug in dieſem Betriebs- 
jahr 284,570 Fr. 40 Ct., im verfloſſenen Jahre 18 1,227 Fr. 99 Ct. Es 
fand demnach eine Mehreinnahme von 67,342 Fr. 41 Ct. ſtatt, was um fo 
bemerkenswerther iſt, als bedeutende Arbeiten unternommen werden mußten, die 
Schachten tiefer zu legen. Um hinſichtlich des Kohlenbedarfs für eine fernere Zeit 
verſichert zu ſein, ſe wurde nach vorhergegangenen gründlichen Unterſuchungen 
für nothwendig erachtet, im Bereiche der Konceſſion neue Ausbeutungspläne zu 
gründen und zur Ausführung zu bringen. — Minen, Hochöfen und Gie— 
ßereien. Die Geſellſchaft beſaß drei Hochöfen, wovon zwei wegen überhäufter 
Arbeit zu viel in Anſpruch genommen werden mußten. Sowohl dieſes als auch 
andere Umftände machten es räthlich, einen vierten Hochofen bauen zu laſſen. 
Die drei Hochöfen, welche im Betrieb waren, erzeugten 10,191,607 Kilogr. 
reines Roheiſen und 2,786,038 Kaſtenguß. Es iſt dieſes beinahe 1 Million 
Kilogramm mehr als bei dem früheren Betrieb. Die Ergebniſſe der Gießereien 
lieferten 2,853,062 Kilogramm Formenguß, was das vorhergehende Betriebsjahr 
um 754,000 Kilogramm überſteigt. Der Gewinn der beiden Geſchäftsabthei— 
lungen, Hochöfen und Gießerelen belief ſich auf 502,238 Fr. 46 Ct. — Ei⸗ 
ſenfabrikation. Die Ergebniſſe der Eiſenfabrikation betrugen 11,291,636 
Kilogramm. Es verblieb davon ein reiner Gewinn von 523,586 Fr. 71 Ct., 
welches mehr als das frühere Jahr it 288,261 Fr. 50 Ct. — Werkſtatten. 
Dieſe Geſchäftsabtheilung lieferte einen reinen Gewinn von 316,348 Fr. 29 Ct. 
und ſtellt ſich dieſe Summe beinahe gleich mit der des vorhergehenden Betriebsjahrs. 
Das Reſultat würde ſich günſtiger geſtellt haben, wenn mehrere in Arbeit geweſene 
Gegenſtände am 30. Juni hatten vollendet werden können, was aber nicht möglich 
war, daher ſolche in das nächſte Betriebsjahr verrechnet werden müſſen. — 
Schiffswerften. Dieſe Abtheilung, welche vor nicht langer Zeit nach Ant- 
werpen verlegt wurde, laßt gute Reſultate erwarten. Bedeutende Beſtellungen 
ſichern ihr eine ununterbrochene Thätigkeit zu. Die Ausführungen waren am 30. 
Juni noch nicht fo weit fortgeſchritten, um einen Einfluß auf die Bilanz zu be: 
wirken. — Geſchaͤft in Lüttich. Die Werkſtätten in Lüttich wurden be⸗ 
nutzt, um die Vollendung der iu Seraing in Arbeit befindlichen Maſchinen zu 
erleichtern. Sie lieferten eine große Anzahl von Maſchinentheilen, wodurch es 
möglich war, die zahlreichen Veſtellungen zu ſordern. Der reine Gewinn der 
Lütticher Geſchäftsabtheilung betrug 24,5 19 Fr. 33 Ct. Berechnung und 


Der Geſammtgewinn der verſchiedenen Ge— 


Fr. 29 Ct. — Die Vertheilung fand auf den Grund der Statuten folgender⸗ 
maßen ſtatt: a) Für Zinſen der Hypothekarſchuld, deßgleichen Kapitalzinſen und 
Unkoſten für die Adminiſtration, Agenturen und Reiſeſpeſen im Ausland, Anſchaf⸗ 
fung von Werkzeugen und ſonſtige Ausgaben: 358,749 Fr. 12 Ct. b) Abtra⸗ 


gung an der Hypothekarſchuld, Reſerve- und Betriebsfond, Tantieme für die 


Adminiſtratoren und Kommiſſarien: 445,540 Fr. 17 Ct. c) Dividende an die 
Aktionaire AOL Fr. 50 Ct. für jede Aktie von 1000 Fr.: 827,428 Fr. Die 
Hypothekarſchuld belief ſich bei Bildung der Geſellſchaft — April 1842 — auf 
5,027,545 Fr. 38 Ct. Hiervon wurden abgetragen 656,214 Fr. 58 Ct., 
daher dieſe Schuld am Schluſſe des Betriebsjahrs 1846 noch 4,374,330 Fr. 80 
Ct. beträgt. Es iſt nicht zu bezweifeln, daß die Rechnungsſtellung des nächſten 
Jahres ſich noch günftiger geſtalten wird, indem bereits fo viele Beſtellungen ein⸗ 
gegangen ſind, daß kaum die Möglichkeit vorliegt, ſolche in der gewünſchten Zeit 


in Ausführung zu bringen. 


(Eingeſandt.) 

Poſen. — Ueber die Richtung der Königsberg-Berliner Eiſenbahn find den 
gegenwärtig in Berlin verſammelten Ständen mehrere Petitionen zugegangen, bei 
deren Berathung es ſich herausſtellen dürfte, ob die Linie von Bromberg nach 
Poſen nicht den Vorzug vor der vom Minifterio gewählten, von Bromberg nach 
Drieſen und Küſtrin erhalten ſollte, denn nicht nur im Intereſſe des Handels der Stadt 
und Provinz Poſen, ſondern auch eines großen Theils von Europa und Aſien, 
verdient die Richtung der Bahn von Bromberg direct nach Poſen, in Folge der 


geographiſchen Lage Poſens, die größte Berückſichtigung und man hofft dieſe Ab⸗ 


änderung der Bahnlinie um ſo mehr zu erlangen, als aus den veröffentlichten 
Verhandlungen des letzten hieſigen Provinzial-Landtages erſichtlich, daß Se. Ma⸗ 
jeſtät Allerhöchſtſelbſt ſich damals gegen die Linie von Bromberg nach Drieſen und 
Küſtrin ausgeſprochen. Dieſe Ausſicht wird dadurch erhöht, daß der gradeſte 
Weg von den baltiſchen Häfen Danzig, Elbing, Pillau, Königsberg und Memel, 
ſo wie aus Oſtpreußen nach Schleſien, Sachſen und in specie nach Trieſt, über 
Bromberg nach Poſen führt; ferner, daß die bekannten Eiſenbahn-Bauten im 
Nachbarſiaate unumgänglich eine Communikation in geradeſter Linſe don der pol⸗ 
niſchen Grenze über Poſen, Frankfurt a/ O. nach Berlin und Hamburg erheiſchen; 
nicht minder, daß an andern Orten neben ſchon beſtehenden Eiſenbahnen, behufs 
Abkürzung des Weges, neue, mit einem Koſtenaufwande von Millionen gebaut 
werden, von denen wir, außer vielen, nur die Stettin-Poſener erwähnen wollen. 
Es iſt daher nicht anzunehmen, daß hier, wo das größte Handels-⸗Jutereſſe der Ge⸗ 
ſammtheit in Frage ſteht, von der geraden Richtung um ſo viele Meilen abgewiechen 
und die Stadt und das Großherzogthum Poſen umgangen werden ſollte, was auch gar 
nicht mit dem Geſetz, die Provinzial-Hauptſtädte unter ſich und mit der Reſidenz durch 
Schienenwege zu verbinden, im Einklang ſteht, denn das iſt doch keine mittelbare Vet⸗ 
bindung, wenn man um mit der Eiſenbahn von Poſen nach Bromberg zu gelangen, 


über Samter, Wronke, Schneidemühl und Drieſen einen Umweg von mehr als 


20 Meilen machen muß. Die ausgeſprochene Hoffnung wird ſchließlich noch da⸗ 
durch verſtärkt, daß mehrere Mitglieder des hieſigen Komités zu Eiſenbahn⸗Anlg⸗ 
gen im Großherzogthum Poſen als Landtags Deputirte in Berlin anweſend find; 
auch verlautet, daß der Vorſitzende und Bevollmächtigte des genannten Komités 
ebenfalls nach Berlin eilt, um ſeinerſeits das ihm anvertraute Eiſenbahn⸗Intereſſe 
der Stadt und des Großherzogthums Poſen zu fördern und zu Gunſten der hieſl⸗ 
gen Handels- und Verkehrs-Verhältniſſe zu wirken. l 


Stadttheater in Poſen. 


Die ſtatutenmäßige General-Berfammlung der 


Sonnabend den 8. Mai: 2te optiſche Vorſtellung 
des Herrn Profeſſor Döbler. — Ifte Abtheil!: 
Landſchaften und architektoniſche Anſichten. — 21e 
Abth.: Phantascop, ein neuer Apparat, durch wel- 
chen Figuren ohne Mechanik, nur duch den Ein: 
druck des Lichtes auf das Auge, beweglich dargeſtellt 
werden. — Vorher: Drei Frauen und Leine; 
Luſtſpiel in 1 Akt von G. Kettel. (Fritz Flott: Herr 
Goppe, vom Theater zu Hamburg.) =: 
Sonntag den 9. Mai letzte optiſche Vorſtellung 
des Hrn. Prof, Ludw. Döbler. — Vorher: Hu⸗ 
moriſtiſche Studien; Schwank in 2 Aufzügen 
von C. Lebrün. (Brauſer;: Herr Goppe. 


lm Mai erscheint 


Braunschweig, Verlag son George We- 


stermann: 


THIBAUT 
ai 7 
ictionnaire, 2 Vols. 
Frangais- Allemand et Alle- 
mand - Francais . 
Ganz umgearbeitet, mit circa 45,000 neuen 
Wörtern und Redensarten verbessert und ver- 
mehrt. ca. 75 Bogen br. 8°, Velinpapier. geh. 
Die Aufl. Für Schulen u. z. Selbst- 
Sebrauche. Pr. 2 Thlr. 
Zu Bestellungen empfiehlt sich: 
E. S. Mittler, in Posen. 


Gegen den Müllergeſellen Friedrich Gottwald, 
welcher ſeine Ehefrau Juſtina geborne Joachim 
in Czarnikauer Hammer, Kreis Czarnikau, 
ſeit neun Jahren verlaſſen, hat dieſe auf Trennung 
der Ehe wegen böslicher Verlaſſung geklagt. 

Derſelbe wird daher ad terminum den I6ten 

i Juni d. J Vormittags uhr 
vor dem Herrn Land- und Stadtgerichts⸗ Rath 
Schadenberg in unſerm Geſchäfts-Lokal zur Wer 
antwortung der Klage mit der Warnung vorgeladen, 
daß wenn er ſich nicht ſpäteſtens in dem erwähnten 
Termine meldet, gegen ihn in conlumaciam ver— 
fahren, demnächſt auf Trennung der Ehe erkannt 
und er für den ſchuldigen Theil erklärt werden wird. 

Bromberg, den 4 Februar 

Königl. Ober⸗Landesgericht. 
1. Senat. 


Bekanntmachung. 
Die diesjährigen Pferderennen werden hierſelbſt 
in Poſen am öten und (ten Juli und die Thier⸗ 
ſchau am 7ten Juli c. ſtattfinden. Die feſigeſetzten 
Modalitäten und Bedingungen ſind aus dem bereits 
herausgegebenen, den geehrten Mitgliedern des Ver⸗ 
eins mitgetheilten und bei den Herten Kreis-Land⸗ 
räthen einzuſehenden Programm zu entnehmen. 

Es iſt höheren Orts wiederum aus Staats-Fonds 
ein Zuſchuß von 50 Rthlr. beantragt worden, wel⸗ 
che einſchließlich der von dem Verein zugeſchoſſenen 
150 Rthlr. in zwei verſchiedenen Bauern-Rennen in 
vier verſchiedenen Prämien unter die Sieger vertheilt 


werden ſollen. 


Vereins- Mitglieder findet den 7ten Juli c. un 
mittelbar nach der Thierſchau und der event. Auktion 
der zum öffentlichen Verkauf geſtellten Pferde ſtatt, 
und wird um fo mehr Seitens des Vereins-Direkto⸗ 
riums der zahlreiche Veſuch diefer Verſammlung ge⸗ 
wünſcht, als in derſelben, außer mehreren anderen 
Beſchlüſſen, auch derjenige über die Annahme eines 
von dem Herrn Ober⸗ S tallmeiſter erhaltenen Renn⸗ 
Reglements für die Rennbahnen im Preuß. Staate 
gefaßt werden ſoll. 5 

Einlaß⸗Billets zur Tribüne für die Pferde-Rennen 
am Sten und Eten Juli find à 1 Rthlr. auf beide 
Tage gültig in der Mittlerſchen und Scherkſchen 
Buchhandlung hierſelbſt, und an den Tagen der 
Pferde-Rennen ſelbſt auch an der Tribüne zu haben. 
Der Zutritt in die neben der Tribüne befindlichen 
eingezäunten Räume wird nur gegen ein Eintritts⸗ 
geld von 10 Sgr. geſtattet. 

Poſen, den I. Mai 1847. 
Das Direktorium des Vereins für Ver⸗ 
beſſerung der Pferde⸗, Rindvieh⸗ und 

Schaafzucht im Großherzogthum Poſen.“ 

Montag den 10ten Mai d. J. Nachmittag 
Uhr wird am Eingange zum Luiſenhain das das; 
ſelbſt befindliche hölzerne Thor vom Gärtner Moritz 
Schmidt im Wege der Licitation gegen gleich baar 
Zahlung unter der Bedingung des fofortigen Ab⸗ 
bruchs verkaufen. 5 mE 

Neue Coupons zu Polniſchen Pfandbriefen beſor⸗ 
gen gegen billige Proviſton 

M. Kantorowicz Nachfolger, 
Breiteſtraße No. 9. 
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Die en der Coupons zu den Polnischen alten und neuen Pfandbriefen über- 


% nimmt gegen billige Provision 


Benoni Kaskel, 


Wechsel-Handlung, Breite-Strasse No. 22. 


CCC 


Neue Coupons zu Polniſchen Pfand⸗ 
briefen beſorgt gegen billige Proviſion die 
Wechſelhandlung von 

Moritz & Hartwig Mamroth, 

Poſen, Markt No. 33. 


Warnung. 


Für die Schulden, die mein Sohn Joſeph von 
Agard gemacht oder ſolche zu machen geſonnen iſt, 
werde ich keine Zahlungen leiſten, vielmehr warne 
ich hiermit das Publikum, ihm nichts auf Kredit 
zu geben, da ich für die Schulden nicht aufkommen 
werde. Poſen, den 2. Mai 1847. 

Peter von Agard, 
Wilhelmsplatz No. 4. 
Nee. 
Die auf Gegenſeitigkeit gegründete: 


Erfurter Hagelſchäden-Ver⸗ 
ſicherungs-Geſellſchaſt, 


welche bei geringen Beiträgen ihren ordentli⸗ 
chen Mitgliedern für das verſloſſene Geſchäſts; 
jahr eine Dividende von 66 9 gegeben 
hat, empfiehlt ſich dem geehrten Publikum 
zur Verſicherung von Feld⸗ und Garten⸗ 
früchten durch die General- Agentur 
in Poſen, 
Carl Müller & Comp., 
Sapieha⸗Platz No. 3, 
und die Agenten: 
— — M. Berliner in Oſtrowo. 
Buchwald in Birnbaum. 
W. L. Dionyſius & Comp. 
in Liſſa 


e 


4) Grätz, Buchhändler in Koſten. 

5) M. O. e A in Ra⸗ 

6) Salom. Schiff in Weitfein. 

7) W. Werner in Pleſchen. 

8) —Rendant Werner in Borek. 

9) „B. A. Wollheim in Rogafen. 
[3 
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? 10) Fr. Ziethen in Schwerin. 


Am Neuſtädtſchen Markt sub No. 3. iſt außer 
andern kleinen, zum Theil möblirten Wohnungen 
das bisher zur Reſtauration benutzte Souterrain⸗ 
Lokal zu vermiethen; daſſelbe kann mit dem anſto 
ßenden Laden zu anderweitigem Geſchäftsbetriebe in 
Verbindung gebracht werden. Hierauf Reflektirendt 
haben ſich an den Nun E wenden. 

8 chlarbaum. 


Garten- Sonnen-Uhren, Orangerie und Bade- 
Thermometer, botanische und Uhrmacher-Lupen 
empf. der Optikus Bernhardt, 

Wilhelms-Platz No. 4. 


an . PRRNSREIBFERHERREIEE ET 
Zu bevorſtehender Wollſchur empfehle ich wieder⸗ 
um meine als zweckmäßig anerkannte, nach Engli⸗ 
ſchem Modell 8 Schaaſſchetren. 
A. Klug, Breslauerſtraßt No. 3. 


— —— ——— — ſ — 
Altes Bäckerholz billigft ange No. XIV. bei 
C. A. Seidemann. 


Mit heutigem Tage habe ich eine Mo⸗ 
dewaaren⸗Handlung im Bazar eröffnet. 
Indem ich mich dem Wohlwollen eines 
geehrten Publikums hiermit empfehle, ver⸗ 
ſichete gleichzeitig die reellſte Bedienung. 

Poſen, den 2. Mai 1847. 


Roman Kutzner. 
Bazar. 


FWU U Ns 
Zur gefälligen Beachtung eines hochgeehr— € 
ten Publikums empfehlen wir unfere von 
der Leipziger Meſſe empfangenen Neubei⸗ 
ten in Kleiderzeugen, Long⸗ Shawlo, 
Umſchlagetüchern; letztere für die jetzige Sai⸗ 
ſon in großer Auswahl, Modells 
in Seide und Wolle, wie überhaupt alle 
Modcſachen vollſtändig aſſortirt, zu den bil⸗ 
ligſten Preifen. 


Mehrere Hundert Cllen Seidenzeuge in 
ſchönſten Zufammenſtellungen, a 
16 Sgr., zurückgeſetzte Waaren für die 
Hälſte des Preifes werden beſonders empfoh⸗ 
len, um damit baldigſt zu räumen. 

3 Poſen, den 7. Mai 1817. 


Hirſchfeld C Wongrowitz, 
Markt 56. 
KE 


Von der Leipziger Messe retournitt, 
iſt mein Lager von Hüten, Hauben, beſonders der 
neueſten Mantillen, Rollies ſortirt, die ich zu den 
billigſten Preiſen beſtens empfchle. 

Stern geb. Weyl, 


Markt Re. 82. 


Haarſchneiden und Friſtren 
e empfiehlt ſich einem gechte 


r 
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Martin Cohn, Friſcur, 
Markt, gegenüber der Breslauerſtraße. 


Den Liebhabern von ausgezeichnetem Thee bechre 
ich mich anzuzeigen, daß ich eine bedeutende Sen— 
dung des Caravdanen-Thee, welcher in Poſen nur 
allein bei mir zu haben iſt, aus Warſchau erhal⸗ 
ten habe. v. Jablkowska, 
3 No. 14. 


üße effinaer ne 
und Eitronen, friſch g ee Aufe lachs 


vorzüglicher Qualität mar aus dem Rhein bei St. 
in P.) verkauft nur im Laden billig 
Joh. Ig. Meyer, Markt No. 86. 


Den feinſten Zucker offcrite 

ich à Pfund 6 Sgr., den allerbe⸗ 

ſten Reis à 3 Sgr. 4 Pf. pr. Pfd., fo wie auch 

den beſten Jamaika Kaffee 4 Pfund für 1 Rthlr. 

Cbenſo empfehle ich die ſchönſten Apfelſinen und 
Ciironen zu äußerſt billigen Preiſen. 


Julius Horwitz, 


Wilhelmsplatz⸗Ecke No. 1. 


Sonntag den gien Moi 1817 


Friſchen Maitrank, 
die 2⸗Quartflaſche 12} Sgr. empfiehlt 
Louis Kühnaft. 


Das jegt als befics anerkannte 
Waſchblau, fo wie weiße trockene 

und feinſte Weizenſtärke empfiehlt billigſt 
Iſidor Appel jun., Waſſerſtraße No. 26. 


u Den zweiten Transport ſchöner 
Meſſinger Apfelſinen und Citronen 
empfichlt ſowobl im Einzelnen als in 100 und Ki⸗ 
ſtenweiſe billig J. Appel, 


Wilhelmsſtr. Poſtſeite No. 9. 


Mein Lokal Kränzelgaſſe Nro. 32 , genannt 
„Breslauer Polka-Vierhalle“, zu ebener Erde und 
erſtem Stock, empfehle ich mit dem n e Be⸗ 
merken, daß meine Bedienung am Sonntage neu 
uniformirt ſeyn wird Für gute Getränke und Spti⸗ 
ſen wird beſtens ſorgen 


Seiſe, 


Szymanski. 


ch b raten 
zum Frühſtück 45 Abendbrot empfiehlt 
Gerlach, Jeſuitenſtraße No. 11. 


In Urbanowo 


Sonntag den ien Mai c. früh 5 Uhr: Großes 

Konzert, wozu der Unterzeichnete ergebenſt ein⸗ 

ladet. Entrée für Herren A 14 Sgr.; pro Familie 
1 


3 Sgr. rban. 
Schilling. 


Sonnabend den Sten „ S IB den Iten Mai: 


Großes Konzert, 


ausgeführt vom Trompeter - Corps Je Königl. 7ten 
Hufaren: Regiments. Entret a Perſon 27 Sgr. — 
Anfang 4 Uhr Nachmittags. R. Lau. 


Odeum. 


Sonnabend den Sten und 
Sonntag den Iten Mai c. 2 


Großes Gung'lſo Konzert 
1 im Garten. 


Anfang 4 Uhr. 
Entrie a Perſon 24 Sgr. Vornhagen. 


Dem Herrn Polizei⸗Commiſſarius Hausfelder 
ſage ich hiermit für die bei Gelegenheit des am 
29ſten v. Mis. flattgehabten Arbeiter-Tumults bes 
wieſene taktmäßige und entſchloſſene Handlungs⸗ 
weife, meinen beſondern Dank 

Ein zuerſt hierbei betheiligt geweſener 

Bewohner der Breitenſtraße. 


Gütiger Vorſchlag an die betreffende 
Behörde! 

Kann es die betreffende Behörde nicht dazu brin⸗ 
gen, daß ſich ein Mündel oder Mutter €. beim Ver⸗ 
ziehen beim Vormunde meldet? Dadurch werden die 
Strafen à 1 Rthlr., welche jetzt Niemand von uns 
übrig hat, verhütet und der bürgerliche — Vormund 
kann in dieſer Stelle des Auf'uchens für ſich und ſeine 
Miteſſer —: das Nothdürftigſte verdienen. 

S. G. Haacke. 


— — 


In der Woche vom 30ſten April bis 6ten 


Namen wird die Predigt halten: Mai 1817 find: 
K * 108 Nlagb, geboren: | geſtorben: | getraut: 
i 3 f ö . ²— ei "ao 
Vormittag Nachmittags Bahn. Madch —̃ ˙üw . k | sr Paare: 
cc ge er 
an 2 Kreuzkirche. . - Ein Kandidat En Kandidat 2 1 2 
em 2 13. Mai Hr. Pred. Friedrich or. Superint. Fiſcher 
be beg „Kirche ..- Kandidat Abicht Kandidat Heyſe — 1 1 1 
Garuiſen Kirche Ein Kand. (Prüſprd.) Ein Kandidat 2 Uhr | — 2 1 — 2 
den 13. Mai „ Div.⸗Pred. Nieſe N 
1 ch Pn. Ptuſzezewski — 271 1 3 3 — 
13. Mai » Bicar Koſzutski. 
Bath ERBEN -» Manf Pruſinowski — 2 4 5 4 1 
3. Mai —Manſ. Amman 
St. Welder Kirche „ Manſ. Prokop — 1 — 1 1 — 
den 8. Mai Derfelbe 
den 13. Mat Derſelbe ! i 
St. Martin⸗Kirde ...- Dekan v. Kamienski 1 2 1 2 2 
Deutſch⸗Kath. Snccurfate „Präb. Grandke Pr. Fremhelz — — — Pr Per‘ 
den 13. » Pr. Fromhotz Präb. BERN 
Bee Aiogerkirche .. Präb. Stamm — — — — — 
13. Mai Pr. Tomafyemahl | 
Kl. * cal; Schweſt. — 1 — 5 = — 
Summa. I 10 l m g 16 | 12 | 8 


— 
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Landtags „Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtags am 30. April. 


Kurie der drei Stände. 
(Schluß.) a 

Abg. v. Manteuffel: Die Fülle find nicht ſelten vorgekommen, daß 
chrenhafte Leute durch Leidenſchaften moraliſch verderben, das iſt dann ein 
uſtand, der es unmöglich macht, ſie unter chrenwerthen Männern zu dulden. 
Dergleichen Fälle unterliegen keinesweges nur der richterlichen Entſcheidung, 
und für dieſe Fälle iſt der Paragraph, und ich glaube, daß wir dabei beſte⸗ 
hen müſſen, wenn das Geſetz keine Lücken haben ſoll. Es giebt Fälle, in denen 
Richter über die Unbeſcholtenheit nicht entſcheiden können, und dann muß auch 
durch die Vollſtändigkeit des Geſetzes zu erreichen ſein, auf welche andere Weiſe die 
Beſcholtenheit oder Unbeſcholtenheit feſtgeſtellt wird. Wir find auf das Vei⸗ 
ſpiel von England und O Connell verwieſen worden. Meine Herren, ich achte 
England ſehr hoch und würdige auch die Stellung, die O' Connell im Par⸗ 
lamente eingenommen hat; „aber hüten wir uns, daß wir nicht in Nachah⸗ 
mungsſucht verfallen, wir könnten leicht zur Karrikatur werden. Wir ſtehen 
auf dem geſetzlichen Voden, auf dem wir uns wohl befinden, den ſollen wir 
nicht verachten, auf ihm ſollen wir fortbauen mit Ruhe und Sicherheit, wir 
wollen England als Muſter uns nehmen, aber nicht als Beiſpiel, dem man 
unbedingt nachfolgen müſſe. 8 

Abg. Tſchocke: Meine Herren, Zuvörderſt muß ich bemerken, daß ich 
mich mit den im Geſetz⸗Entwurf aufgeſtellten Kriterien nicht einverſtanden er⸗ 
klären kann, mit Ausnahme des $. 4., der über die Anerkenntniß der Ehren⸗ 
haftigkeit, ein Urtheil zu fällen ſpricht. Aber Etwas iſt, was in dieſem Ent⸗ 
wurf berührt iſt, und wodurch nach meinem Erachten das den Provinzen 
gewährte Vertrauen geſchmälert worden iſt. Es war ihnen bisher überlaſſen, 
ihre Anſichten und Urtheile über etwaige Verdächtigungen auszusprechen, und 
nun treten Beſtimmungen hinzu, die, wenn das Geſetz emanirt wird, nicht 
übergangen werden dürfen; ich überlaſſe Ihnen, zu brurtheilen, ob es an der 
Zeit fei, das Vertrauen zu ſchwächen, oder ob ſich nicht vielfach die Meinung 
ausgeſprochen hat, auch ſeitens der Regierung Vertrauen dem Volke zu er⸗ 
weiſen, ihm noch mehr Vertrauen zu geben, als es bisher der Fall geweſen. 
Ich glaube hinzufügen zu dürfen, daß das preuhiſche Volk ſich überall ſo 
verhalten, daß es dieſes oder eines größeren Vertrauens fi) würdig gezeigt 
hat. Es ifl von einem früheren Redner angeführt worden, daß dies Ders 
trauen zum Richterſtande nicht mehr das frühere ſei, und er iſt von einem 
nachfolgenden widerlegt worden. Meine Herren, hierüber mögen die Anſich⸗ 
ten verſchieden, individuell genannt werden Ich glaube aber gerade über 
die Stimmung des Volkes in der Provinz, in der ich lebe und webe, ein Ur⸗ 
theil zu haben und muß das beſtätigen, was von einem ‚Abgeordneten aus 
Preußen angeführt iſt (Mehrere Stimmen: Nein); ich ſchlietze meinen Vor⸗ 
trag, indem ich mich gegen das Geſetz erkläre, mit Ausnahme von 8 4. 

JuſtizjMiniſter Uhden: Es if von zwei Seiten der chrenhafte Stand 
der Richter angegriffen worden, indem man behauptet hat, daß er durch ein 
Seth, 28 a erlaflen, 11 00 in ſeiner Treue geworden wäre, daß 
er gegenwärtig das Vertrauen des Publikums nicht hätte. ieſe Veſchuldi⸗ 
gung muß ich durchaus eriioeifei Ob das en ee Perl ers 
en bee daß dle Nichte Hi Pic en die hier nicht vorliegt. Ein An⸗ 
gri er, daß die Richter ihre Pflichten ſollten verletzt i 
entſchieden zurückweiſen. li a as rn 

Abg. v. Hagenow: Welche Anſicht ich in Bezug auf den Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf ausſprechen könnte, will ich unterlaſſen. Ich beziehe mich kurz darauf, 
daß ich in jeder Beziehung den Anſichten des geehrten Abgeordneten aus der 
Provinz Preußen beipflichte. Wenn ich deſſenungtachtet das Wort nehme, 
fo geſchieht es auf eine Acußerung, die ein Redner aus Pommern gemacht 
hat. Er findet nämlich, wenn Nr. 2., 8. 1., „welche durch ein militairiſches 
Ebrengericht zu einer der im F. 4. Litt. b. bis e. der Allerhöchſten Verord⸗ 
nung vom 20. Juli 1843 über die Ehrengerichte aufgeführten Strafen ver⸗ 
urtheilt“ wegſiele, dadurch ein Rütteln an unſcrer Wehrverfaſſung ausge⸗ 
ſprochen iſt; dem kann ich nicht beitreten. Es iſt nicht motivirt worden, und 
ich laſſe mich ebenfalls nicht weiter darauf ein. Er ſagt ferner, wer nicht 
wehrhaft, der ſei auch nicht ehrhaft. Dem widerſpreche ich entſchieden. Ich 
thue es deshalb, weil ich glaube, daß in dem angezogenen Geſetz ein Man⸗ 
gel iſt. Es ficht nämlich darin: (lieſt vor) Ueber die Punkte add a. und b. 
(är r ich mich jedes Urtheils und billige ſie vollkommen. Dann aber c. 
11 20 faßt de dieſe beiden Paſſus mangelhaft, weil fie zu weitſchwei⸗ 
9 9 ic em einzelnen Urtheil zu großen Spielraum laſſen. Ich 
fage, wenn ich in Folge dieſer beiden Paſſus wehrlos t werden kann 

l man mich in Bezichun 5 n gemacht werden kann, 
fo ſoll 3 ing auf meine politiſchen Rechte nicht ehrlos ma⸗ 
chen können. Ich hänge mit Leib und Seele an der Scer⸗ und Wehr⸗Ver⸗ 
faſſung meines Vaterlandes. Ich habe meine Aufnahme in das Ofſtzier⸗Corps 
ſelber beantragt, und zwar darum, um ſo lange als möglich mich dem Dienſte 
des Vaterlandes zu weihen. Dies kann mich aber nicht hindern, einzelnen 
mangelhaften Geſetzen, wenn ſie mich meiner politiſchen Rechte allzu leicht be⸗ 
rauben, entgegenzutreten. 

Abg. v. Brünn eck: Meine Herren! Das Vedürfniß eines ſolchen Entwurfs, 
wie er hier vor uns liegt, erkenne ich in vollem Maße an. Ich würde keine Worte 
an Sie richten, da wir ſchon ſo viel darüber diskutirt haben, wenn ich nicht glaubte, 
einen Irruthum berichtigen zu müſſen, wenn ich nicht glaubte, daß einige geehrte 
Herren mißverflanden worden find, wenn ich nicht namentlich auch von Seiten der 
Herren Minifer darin beſtärkt worden wäre, daß hier ein Irrthum vorliegt. Nach⸗ 
dem ich das Bedürfnitz anerkannt habe, glaube ich unr noch mit wenigen Worten 
aufdie einzelnen Veſtimmungen zurückgehen zu müſſen. Ich kann nicht der Mei⸗ 
nung derer ſcien, die da glauben, daß ſelbſt in dem Falle, wenn durch ein 
Kriminalgericht die Berurtpeitung ſtattgefunden hat, es noch einer beſonderen 
Begutachtung der Standesgenoſſen bedürfe. Ich bin vielmehr der Meinung, 
daß wir unſern Geſetzen und Richtern ſo viel als irgend möglich vertrauen 
müſſen, daß ein rechtskräftiges Erkenntniß einmal und zweitens andererſeits 
auch das Erkenntniß der Standesgenoſſen die Prinzipien ſein müſſen, von 
denen wir ausgehen, und, meine Herren ich gehöre gewiß zu denen, die un⸗ 
ſeren Wehrſtand, unfere militairiſche Verfaſfung in Ehren halten. Da, 
glaube ich, hat aber ein großer Irrthum vorgewaltet, deshalb eben, in Folge 


einer Yeußerung des Abgeordneten aus Pommern habe ich mich veranlaßt ge⸗ 


ſehen, darauf zu antworten. Ich bin ganz entſchieden der Meinung, daß 
ein rechtskräftiges Erkenntniß, das von einem Kriminalgericht ausgeht, eben 
ſo wie ein kriegsgerichtliches Erkenntniß zu beurtheilen iſt, und daß wir dies 
denſelben Vedingungen unterwerfen können. Aber wenn ich es hier mit ei⸗ 
nem ehrengerichtlichen Erkenntniß zu thun habe, mit dem Erkenntniß eines 
Ehrengerichts, wie es die Allerhöchſte Verordnung vom 20. Juli 1843 feſt⸗ 
ſetzt, ſo iſt dies ganz etwas Anderes. Ich ſpreche ungern von meiner Per⸗ 
ſon, aber der Gedanke, ein Ehrengericht ins Leben treten zu laſſen, iſt zum 
Theil von mir ausgegangen, ich bin der Erſte geweſen, der im Jahre 1813 
ein Ehrengericht für ein Landwehr-Regiment errichtet hat. Ich erkenne alſo 
das Bedürfniß, die Nüglichkeit und Wichtigkeit ſolcher Ehrengerichte wohl an, 
aber wenn aus dieſem Geſetz hervorgeht, daß derjenige, der vielleicht einen 
Umgang pflegt, der mit den Begriffen ſeiner Standesgenoſſen nicht überein⸗ 
ſtimmt, deswegen aus dem Dienſt entlaſſen werden kann, daß, wenn Jemand 
aus moraliſcher oder religiöſer Ueberzeugung es bedenklich findet, leichtfertig 
auf ein Duell einzugehen oder gegen die allgemeinen Geſetze des Landes zu 
handeln, deswegen aus dem Dienſte entlaſſen wird, ſo glaube ich nicht, daß 
wir den für beſcholten halten können. Daher ſtimme ich dafür, daß der 
Satz 2 des $. 1. weggelaſſen werde, aber das kriegsgerichtliche Erkenntniß 
möge ſeine volle Wirkung haben. Ganz beſonders wünſche ich, daß der Satz 4 
des §. 1. feſtgehalten wird. Darin erkenne ich auch einen weſentlichen Forts 
ſchritt. Was den Satz 3 betrifft, ſo kann ich den nicht beurtheilen, weil 
ich die Rheiniſche Gemeinde-Ordnung nicht kenne. Sollte darin vielleicht eine 
Gefahr liegen, daß aus Privatrückſichten Jemand vom Bürgers oder Ge⸗ 
meinderecht ausgeſchloſſen werden kann, was ich jedoch nicht weiß, ſo würde 
dies zu beachten ſein. Eine beſondere Veruhigung liegt außerdem für mich 
darin, daß eine höhere Inſtanz ſtattfindet. Ich gehe nun zum §. 6 über; 
da würde ich denn allerdings das höchſte Bedenken tragen, Jemanden, der 
ganz zufällig in eine Kriminal-Unterſuchung gerathen wäre — ich bitte zu 
bedenken, daß ich irgendwie, ohne mein Verſchulden, in eine Duell⸗Angele⸗ 
genheit verwickelt wäre — ſoll ich denn deshalb nicht mehr fähig ſein, mei⸗ 
nen Pflichten als Landſtand nachkommen zu können, das ſcheint mir zu weit 
geführt; außerdem ſcheint mir der Satz 2 in Nr. 3. völlig überflüſſig zu 
fein, denn wenn die Verſammlung nach Nr. 3. den Beſchluß gefaßt hat, die 
Unterſuchung eintreten zu laſſen, fo ſoll es auch geſchehen können, fo ſollen 
auch die Rechte ruhen, und damit würden wir uns vollſtändig begnügen kön⸗ 
neu; das iſt Alles, was ich über den Gefeg-Entwurf zu ſagen habe. (Bravo.) 

Abg. v. Gaffron: Meine Herren! Es iſt von einem früheren Red⸗ 
ner angeführt worden, daß die Velgiſche Conſtitution uns mehrere Beiſpiele 
vorzeigl; es iſt ferner auf das Engliſche Parlament hingewieſen worden. 
Ich kann dem nur beiſtimmen, was der Redner erwähnt, daß wir wohl 
Muſter, aber keine Beiſpiele nehmen wollen; ich füge aber noch hinzu, 
daß es unfer Beruf iſt, auf unferem eigenen Boden uns fortznentwickeln, 
daß wir Stände ſind, keine Volks⸗Repräſentanten, aus dem ſtändiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkt iſt das Geſetz erlaſſen, und dieſen Geſichtspunkt wollen wir fefts 
halten. Die militairifhen Ehrengerichte ſollen die Reinheit des Militairs 
aufrecht erhalten. Was in dieſem Stande fi nicht rein erhält, wird ſich 
auch in einer anderen Sphäre nicht rein erhalten, und darum müſſen wir 
hier ſcharf und ſtreng ſondern. Ich will das Duell nur betrachten, und ich 
glaube, daß dies mit dem Deutſchen Weſen ſo verſchmolzen iſt, daß wir uns 
wohl hüten müſſen, hierin die Sache anzutaſten. Wie ſchon früher bemerkt 
worden ift, fo iſt zwiſchen Suspenſton und Verluſt der Rechte ein großer Unze 
terſchied zu machen. Wenn die Kriminal-Unterſuchung fuspendirt, fo iſt zwar 
noch kein Antheil an dem Verbrechen ausgeſprochen; wird er aber nicht frei⸗ 
geſprochen, ſo frage ich: ob die Stände⸗Verſammlung mit einem Manne zu⸗ 
ſammengeſeſſen zu haben wünſcht, der nachher eines ehrenrührigen Verbre⸗ 
chens bezüchtigt wird. Aus allen dieſen Gründen kann ich nur für das Ge⸗ 
ſetz ſtiumen und wünſche, daß es angenommen wird. 

Abg. Milde: Ich ſehe ein, daß ich Vieles von dem, was bereits er⸗ 
wähnt iſt, ais Grund und Argumentation gebrauchen müßte, um mich gegen 
den Geſetz⸗Entwurf zu erklären. Ich erkläre mich dagegen, obgleich ich von 
vornherein nicht in Abrede ſtelle, daß eine wohlwollende Tendenz darin vor⸗ 
herrſcht. Es ſind Eventualitäten vorhanden, daß ich zur Kriminal-Unterſu⸗ 
chung gezogen werden kann, ohne gegen mein Valerland gehandelt zu haben. 
Ich gehe einen Schritt weiter; wir haben die Preß-Geſetzgebung des deutſchen 
Bundes, wir wiſſen, daß nach den Karlsbader Beſchlüſſen über Jedem von 
uns, der die Feder ergreift, das Schwert des Damokles hängt; wir wiſſen, 
daß dieſe Vezichung ernſtlich iſt, und daß ich wegen Prehvergehen, die ich ge⸗ 
gen einen andern Staat begangen habe, zur Uuẽterſuchung gezogen werden 
kann; daß ich alto für eine Sünde, die ich nicht gegen das Vaterland begehe, 
meiner ſtändiſchen Rechte im Vaterlande quitt gehen kann. Dies iſt mir zu 
viel, und ich möchte nicht, daß die Strafe, die auf mein Verfehen folgt, eben 
ſo groß ſein ſoll, als dit Vermuthung es iſt, daß ich ſolches Verbrechen bes 
gangen habe. Es iſt auf allen Landtagen zur Sprache gekommen, daß Mit⸗ 
glieder, die zur Kriminal⸗Unterſuchung denunzirt waren, von dem Landtage 
zeitweiſe ausgeſchloſſen waren. Solche Mitglieder werden wiſſen, was es heißt, 
bei ehrenhafter Geſinnung nicht vollkommen freigeſprochen zu ſein, und ſie 
werden uns ſagen, ob es nicht eine große Härte involvirt, Jemanden zu er⸗ 
kludiren, gegen den blos ein gewöhnliches Prebvergehen vorliegt. Ich behalte 
mir vor, bei Erörterung der einzelnen Paragraphen darauf zurückzukommen, 
bitte aber, principaliter das kurze Amendement anzunehmen, daß die Standes⸗ 
genoſſen allein befähigt ſein können, Jemanden von ſeinen ſtändiſchen Rechten 


auszuſchließen. 8 f 

ZuftizeMinifter Uhden: Es iſt geſagt worden, daß in den alten Pro⸗ 
vinzen der Juſtiz⸗Miniſter einen Einfluß auf die Kriminal⸗Unterſuchung hat. 
Das neue Geſetz über das Kriminal⸗Verfahren hat chen ſo wie beim Civil⸗ 
Verfahren, welches im ganzen Lande eingeführt in, für den Juſtizj⸗Miniſter 
beſtimmt, daß ihm kein Einfluß darauf zufichen fell, daß die Unterſuchung 
tingeleitet werde, ſondern daß die Vorgeſetzten im Inſtanzenzuge entſcheiden, 
und darum hat der Juſtiz⸗Miniſter dieſen Grundſatz hier behauptet. 

Abg. v. Auerswald: Ein perſönlſches Faktum muß ich noch zur Sprache 
bringen. Der Herr Jufliz-Minifter hat geäußert, daß von einem Redner in 
dieſer Verſammlung det Richterſtand angegriffen worden wäre. Ich erlaube 
mir die Anfrage, ob dies ſich auf meine Acußtrung bezieht. 


gehabt, ich bin aber zu meiner Erklärung durch das gekommen, was ein Ab⸗ 
geordneter von Pommern geſagt, und in dem Sinne, wie er es geſagt hat. 
g Abg. v. Auerswald: Ich bin ſehr dankbar für dieſe Erklärung, denn 
es iſt mir nicht eingefallen, den Richterſtand irgendwie anzugreifen, ich ent⸗ 
ſinne mich auch nicht, ein Urtheil über denſelben gefällt zu haben. 
geſagt, daß, ſeit das von mir erwähnte Geſetz exiſtirt, beſorge man im Lande, 
daß der Richterſtand weniger unabhängig ſein werde. Daraus ergiebt ſich 
für denſelben noch kein nachtheiliges Urtheil. Ich halte den preußiſchen Rich⸗ 
terſtand fo hoch in Ehren, als ein Inſtitut gehalten werden kann, und wenn 
er dem Angriff in der öffentlichen Meinung, den er durch das Geſetz erlitten 
hat, widerſteht, ſo wird er noch höher ſtehen. Daß Provinzial-Landtage aus⸗ 
geſprochen haben ſollen, der Richterſtand habe in der Meinung gelitten, muß 
ich dahin berichtigen, daß dieſelben die Beſorgniß ausgeſprochen haben, es 
werde dies eintreten, und es war auch keine andere Aeußerung darüber mög⸗ 
lich, da die letzten Landtage erſt wenige Monate nach Erlaß des Geſetzes 
ſtattfanden. . ö 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Zunächſt muß ich bemerken, daß hier ſchon ein 
Geſetz einer Kritik unterworfen wird, was erſt ſpäter der Erörterung unter— 
worfen werden ſoll. Wir greifen alſo vor dem, was ſpäter der freien Dis⸗ 
kuſſion unterliegen wird. Ich für meine Perſon kann bei dieſer Frage frei 
ſprechen, weil ich damals, als dies Geſetz erſchien, noch nicht an der Spitze 
der Verwaltung ſtand. Ich muß aber vorweg erklären, daß die letzte Zeit 
wohl erwieſen haben wird, daß unſer Richterſtand ſich durch jene Beſtimmun⸗ 
gen nicht im mindeſten hat irre machen laſſen, denn es ſind Entſcheidungen 
vorgekommen, die dem Gouvernement nicht beliebt waren, aber es hat fie 
ruhig hingehen laſſen. 8 

Abg. v. Auerswald: Es iſt eben geſagt, daß meine Erklärung zu früh 
erfolgt ſei. Ich glaube aber, daß ich durch die Art und Weiſe, wie ich meine 
Erklärung abgegeben, und durch die ausdrückliche Anführung, daß ich mich 


ſelbſt jedes Urtheils enthalten wollte, mich vor dieſem Vorwurf verwahrt habe.“ 


Nur ein Faktum habe ich erwähnt, welches mir bekannt war, und dürfte ich 
hiernach von dem Vorwurf frei ſein, das Geſetz ſelbſt zu früh in die Debatte 
gezogen zu haben. 5 

Abg. v Prondzinski: Es iſt nicht meine Abſicht, über das vorliegende 
Geſetz ſelbſt zu ſprechen, ich habe mir nur die Erlaubniß erbeten, einige Worte 
und Bemerkungen bei Diskuſſion des Geſetzes hinzuzufügen. Es find verſchie⸗ 
dentlich die militairiſchen Ehrengerichte in Bezug genommen. Wie weit dieſe 
Inſtitute für andere Verhältniſſe paſſen, ſteht hier nicht in Frage, ich erlaube 
mir aber, vor dieſer Verſammlung die Verſicherung niederzulegen, daß bei 
ehrengerichtlichen Entſcheidungen eine zahlreiche Corporation mit aller Ge- 
wiſſenhaftigkeit verfährt und ihre Erkenntniſſe fällt, fo daß ein Unſchuldiger 
nicht füglich dabei beſtraft werden kann. 
Abg. Graf v. Schwerin: Da ich perſönlich angegriffen bin und von 
einem Abgeordneten auch auf die Meinung zurückgegangen iſt, ſo habe ich 
zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen ums Wort gebeten, um meine Mei⸗ 
nung näher zu entwickeln. Es hat ein Abgeordneter der Provinz Preußen 


ſich gegen mich erklärt, und es würde mich ſchmerzlich berühren, wenn ich 


im Prinzip von ihm abweichen ſollte, denn ich lege großen Werth darauf, 
auf demſelben Boden mit ihm zu ſtehen, deſſenungeachtet muß ich geſtehen, 
daß ich feine Argumentation nicht theilen kann. Derſelbe deduzirt, weil das 
Geſetz ſchlecht iſt, nach welchem jetzt die Ehrenhaftigkeit des Militairs beur⸗ 
theilt werden muß, daraus könne deſſen Anwendung, in dieſem Falle nicht 
geſtattet werden. Wo es ſich um die Unbeſcholtenheit handelt, bin ich mit 
ihm einverſtanden, daß viele Beſtimmungen in dem Geſetz vom Juli 1824 
enthalten ſind, die nicht ſo ſind, wie ich ſie wünſche, dies gehört aber nicht 
hierher, denn ich ſage, es iſt Prinzip der preußiſchen Geſetzgebung, daß nur 
die höchſte bürgerliche Ehrenhaftigkeit die Wehrhaftigkeit möglich macht, und 
ich ſetze hinzu, man kann und muß auch zugeſtehen, daß, wer nicht mehr für 
wehrhaft, für befähigt erachtet werden kann, Waffen und den Königlichen 
Rock zu tragen, daß der auch nicht ehrenhaft ſein kann. Iſt das Geſetz man⸗ 
gelhaft, ſo möge man es ändern, ſo lange es aber beſteht, muß es als Kri⸗ 
terium der Beſcholtenheit oder Unbeſcholtenheit gelten, daher muß ich, trotz 
der Bemerkung des Mitgliedes aus Preußen, daran feſthalten. Es iſt von 
mehreren Rednern auf einzelne Fälle aus der Vergangenheit Bezug genom⸗ 
men, ich erkenne dieſe einzelnen Fälle, ſo weit ſie mir bekannt geworden ſind, 
als ſolche an, von denen ich wünſche, daß ſie nicht vorgekommen wären, aber 
ich habe auch das Vertrauen zu der Aufbauung eines öffentlichen Staats- 


lebens, daß es ſolche Vorurtheile wegräumen wird, fo daß es Jeder für die 


höchſte Ehre halten wird, ſich als Staatsbürger gewählt zu ſehen und ſtän⸗ 
diſche Rechte zu erwerben, und je mehr dieſer Moment das Volk durchdrun⸗ 
gen haben wird, je mehr wird es wegfallen, wenn die Stände für ſich noch 
beſondere Ehren in Anſpruch zu nehmen glauben, und dadurch wird auch der 
Riß und die Mißſtimmung, die in einzelnen Theilen der Monarchie zwiſchen 
Militair und Civil ſich gebildet hat, auszugleichen ſein. 

Marſchall: Es hat noch der Abgeordnete Jungblut das Wort, und 
dann werden wir ſchließen können. (Der Abgeordnete Jungblut verzichtet 
auf das Wort.) Da Niemand mehr das Wort verlangt, ſo werden wir die 
allgemeine Berathung ſchließen. In derſelhen iſt das Geſetz, ſowohl in feiner 
Allgemeinheit, als im Einzelnen, vielfachem Tadel unterworfen worden; ich 
habe aber nicht gehört, daß im Allgemeinen das Bedürfniß einer ſolchen Ge⸗ 
feges-Beflimmung verneint wäre. Jedenfalls wird dieſe Berathung die Crör⸗ 
terung der Einzelheiten erleichtert haben. Ich glaube, annehmen zu dürfen, 
daß eine Abſtimmung über die Vedürfniß⸗Frage nicht nöthig iſt, ſchließe ſomit 
die allgemeine Berathung über den Geſetz Entwurf und bitte Sie, ſich morgen 
um 10 uhr wieder verſammeln zu wollen, um die Berathungen über die 
Einzelnheiten des Geſetzes zu beginnen. Die heutige Sitzung iſt geſchloſſen. 

N De (Schluß 34 Uhr.) N 


Sitzung des Vereinigten Landtages am I. Mai: 
Kurie der drei Stände. 
Die Sitzung beginnt um 104 Uhr unter dem Vorſitz des Landtags⸗Mar⸗ 


ſchalls v. Nochow. NN x 
Marſchall: Vorleſung des Protokolls der vor. Sitzung (Diefe erfolgt.) 


Ich habe 


| 604 . 
Juſtiz⸗Miniſter Ühden: Ich habe Ihre Aeußerung nicht fo verſtanden 


Abg. v. Vrünneck: Ich habe nur eine kurze Vemerkung in Betreff der 
Faſſung des Protokolls zu machen. Wie ich verſtanden habe, ſoll ich mich ge⸗ 
gen die Geltung der Ehrengerichte erklärt haben. Das ift nicht meine Mei- 
nung geweſen; im Gegentheile habe ich geſagt, daß „ da ich einer derjenigen 
geweſen bin, der dieſes Inſtitut ins Leben geführt, ich die Nothwendigkeit und 
Wichtigkeit der Ehrengerichte anerkenne, aber ich habe mich dahin erklärt, daß 
nicht die ehrengerichtlichen Strafen, die im Geſetze liegen, auf das wir hin⸗ 
gewieſen ſind, und die keinesweges zu den entehrenden Strafen gehören, für 
uns in Beurtheilung der Beſcholtenheit eines Landſtandes nicht maßgebend 
ſein können. Ich habe mich alſo gegen die Geltung der Ehrengerichte über- 
haupt nicht erklärt. 1 

Marſchall: Wenn ſich keine Vemerkung zu dem Protokolle der vori⸗ 
gen Sitzung mehr findet, erkläre ich es für genehmigt. 

Abg. Graach: Ich bitte um das Wort. 8 

Marſchall: Ich werde es Ihnen nachher geben; jetzt muß ich bitten, 
es mir noch zu laſſen. Es iſt ein Allerhöchſter Beſcheid vorzutragen auf die 
Beſchlüſſe, das Verbot der Kartoffel-Ausfuhr und des Branntweinbrennens 
aus Getreide betreffend. Der Beſcheid geht, da das Konkluſum von beiden Ku⸗ 
rien angenommen worden iſt, auch an beide Kurien. Der Königl. Hr. Kom⸗ 
miſſarins hat aber, da eine Verſammlung der beiden Kurien nicht bevorſteht, 
es vorgezogen, dieſer Kurie ſchon jetzt den Beſchluß für ſich zukommen zu 
laſſen, damit ſie davon in Kenntniß geſetzt werde. Ich erſuche den Herrn 
Secretair, den Allerhöchſten Beſcheid vorzutragen. (Während der. darauf fol⸗ 
genden Vorleſung erheben ſich alle Anweſenden.) Wir kommen nun zu der 
Vertheilung der eingegangenen Petitions-Anträge. 8 

Verzeichniß 
der den verſchiedenen Abtheilungen in der Sitzung vom J. Mai 1847. 
N zugewieſenen Petitions- Anträge. : 

Antrag des Abg. Reichard auf geſetzlichen Schutz gegen willkürliche 
Eingriffe der Verwaltungs-Behörden in das Eigenthum der Handelsbücher 
der Kaufleute, der 6. Abth. Antrag des Abg. Farthöfer wegen Modiſika⸗ 
lion der baupolizeilichen Vorſchriften des Allg. Landrechts Th. J. Tit. 8. 88. 
139 u. 140, der 8. Abth. Antrag des Abg. Richter aus Jauer, betreffend 
die Herabſetzung der Stempelſteuer bei Verfolgung der Rechtsangelegenheiten 
und in polizeilichen Gegenſtänden bei Führungsatteſten, Taufatteſten, Beſchei⸗ 
den in Privatangelegenheiten, der 7. Abth. Antrag deſſelben, betr. die Ein⸗ 
führung mehrerer Abtheilungen der Klaſſiſizirung der Städte in Bezug auf 
Veranlagung der Gewerbeſteuer nach Maßgabe des größeren oder geringeren 
Gewerbebetriebs, der 6. Abth. Antrag des Abg. Tſchocke auf Oeffentlichkeit 
der Stadtverordneten-Verſammlungen, 5. Abth. Antrag des Abg. Kunckel, 
die den Nießbrauch und die Verwaltung der Pfarrgüter betreffenden SS. 784. 
u. 787. Th. II. Tit 11. des Allg. Landrechts einer beſtimmteren Faſſung zu 
unterwerfen, 8. Abth. Antrag des Abg. Merkens auf Amneflie für zum 
erſten oder zweitenmal Verurtheilte oder in Unterſuchung wegen Waldfrevel 
durch Holzdiebſtahl, 8. Abth. Antrag des Abg. Reimer, die Penſtonirung 
der bei dem Poſtweſen angeſtellten Unterbeamten beim Ausſcheiden derſelben 
aus dem Staatsdienſte betr., 8. Abth. Antrag des Abg. der Kreiſe Chodzie⸗ 
ſen und Czarnikau wegen Beiträge zur Abhülfe der Noth der Armen, 6. Ab. 
Antrag des Abg. Born wegen Einführung einer allgem. Veſtimmung, »daß 
die bisherige Natural-Kalende an die Geiſtlichkeit künftig in baarem Gelde 
geleiftet werden darfs, 8. Abth. Antrag des Abg. Wiggert, betr. die Be⸗ 
freiung von der Gewerbeſteuer für diejenigen Leineweber, welche ihr Gewerbe 
auf mehr als 2 Stühlen ſelbſtſtändig betreiben, 6. Abth. Antrag deſſelben 
auf Gleichſtellung vor dem Geſetz, welche das Allerhöchſte Patent vom 30. 
März d. J. denen nicht vollſtändig gewährt, welche aus deu anerkannten 
Kirchen ſcheiden, 8. Abth. Antrag des Abg. v. Wolffs⸗ Metternich, das 
Verbot von Zeitkäufen im Kornhandel betr., 6. Abth. Antrag des Abgeord. 


Thiel-Wangotten, die Feſtſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats betr., 4 Ab. 


Antrag deſſelben, das Petitionsrecht betr., 4 Abth. Antrag des Abg. Bruſt, 
betr. die Aufhebung der Weinſteuer, 7 Abth. Antrag des Abg. Otzdorff, 
betr. den überhandnehmenden Wildſchaden in den Feldern und Fluren des 
Landmanns, 8. Abth. Antrag des Abg. Dahmen zür Minderung des Noth⸗ 
ſtandes der unteren und mittleren Volksklaſſen im Allgemeinen und in Be- 
ziehung auf den Winzerſtand in der Rheinprovinz insbeſondere, 6 Abth. An⸗ 
trag des Abg. v. Jena wegen Erhaltung des Bauernſtandes, 6. Abth. An⸗ 
trag des Abg. Bruſt, einige Modifikationen in dem Geſetz über die Stem⸗ 
pelſteuer betr., 7. Abth. Antrag des Abg. Bürgermeiſter Kuſchke aus Kol⸗ 
berg auf Aufhebung der Verpflichtung der Stadt⸗Kommunen, die ſtädtiſchen 
Unterbedienten-Stellen ausſchließlich mit verſorgungsberechtigten Militair⸗In⸗ 
validen zu beſetzen, 8. Abth. Antrag des Abg. Neitſch auf Anbringung einer 
Petition wegen Exlaſſung eines Geſetzes gegen Verträge zahlungsunfähiger 
Schuldner, 5. Abth. Antrag des Abg. Dorenberg wegen Uebernahme der 
höheren Grundabgaben und Mühlenzinſen der älteren Mühlenbeſitzer von Sei⸗ 
ten des Staats ſeit Einführung der Allg. Gewerbes Ordnung vom 17. Jan. 
1845, 6. Abth. Antrag des Abg. Grafen v. Schwerin, betr. die Umwand⸗ 
lung des kündbaren Hypotheken-Kapitals in auf den Inhaber lautende Ren⸗ 
tenbriefe, 6. Abth. Antrag des Abg. v. Rohr, die Vefürwortung der Ema⸗ 
nation eines Polizei-Strafgeſetzes gegen die Mißhandlung und das Quälen 
der Thiere betr., 8. Abth. Antrag des Abg. Tſchocke auf Preßfreiheit, 5. Ab. 
Antrag des Abg. v. Sauten»Zarpnifben, das Petittonsrecht der Stände 
in ſeiner früheren Ausdehnung ungeſchmälert wiederherzuſtellen, 4. Abth. Es 
find wieder zahlreiche Petitions-Anträge eingegangen, ich bin aber noch nicht 
im Stande geweſen, ſie durchzugehen und einzutheilen. Ich werde die Ehre 
haben, ſie in der nächſten Sitzung den Abtheilungen zuzuweiſen. Ein großer 
Theil dieſer Petitions-Anträge fall zwar in die Kategorie derjenigen, die 
ſchon vorhanden ſind, und vergrößert nur das Material für dieſe Gegen⸗ 
ſtände. Es könnte aber doch wohl ſein, daß einzelne Abtheilungen durch die 
Menge der ihnen noch zugehenden Gegenſtände ſich für überbürdet hielten. 
Ich ſtelle alſo anheim, ob die Herren Vorſitzenden dieſer Abtheilungen bei 
mir darauf antragen wollen, dieſelben noch zu verſtärken. Ich werde das mit 
Vergnügen thun, und beſonders durch ſolche Mitglieder, die Referate zu 
übernehmen geneigt ſind. Wenn aber die Abtheilungen noch mehr verſtärkt 
werden, ſo werden ſie unbehülfliche Körper werden, mit denen ſich ſchwer 
vorarbeiten läßt. Da es nun ſich nicht thun läßt, mehr Abtheilungen zu er⸗ 
a (Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 8 


M 106. Zweite Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 8. Mai 1847. 


(Fortſetzung aus der erſten Beilage.). * 
nennen, indem die Gegenstände ſchon klaſſiſizirt find und neue Gegenſtände 
ſelten vorkommen, ſo ſtelle ich anheim, ob die Herren Direktoren dieſer Ab⸗ 
theilungen, wenn fie finden, daß dieſelben zu groß und dadurch etwas unbe⸗ 
hülflich geworden find, Unterabtheilungen bilden und für ſolche beſondere Di- 
rigenten ernennen wollen, das wird vielleicht die Arbeit erleichtern. 

Abg. Graf Renard: Von einem geehrten Mitgliede der Provinz Po⸗ 
fen wurde geſtern an die (te Abtheilung die Anforderung geſtellt, alle jene 


Petitionen, welche den gegenwärtigen Nothſtand betreffen, ſofort zu erledigen 


und der Verſammlung vorzutragen. Ich habe nicht ſogleich darauf erwiedert, 
weil ich alle bei mir liegenden Petitionen — ein ſehr voluminöſes Aktenheft 
— erſt durchgehen wollte, um zu ſehen, ob noch ſolche Petitionen da ſind. 
Es fanden ſich ſehr viele Petitionen, die das Prolelariat, den Pauperismus 
und die leichtſinnige Niederlaſſung betreffen, vor, aber keine, welche auf den 
gegenwärtigen Nothftand Bezug hat. Solche Petitionen waren überhaupt 
nur ſieben. Dieſe ſind breits in einer früheren Sitzung der Verſammlung 
vorgetragen worden, und es hat die Verſammlung die beiden Anträge des 
Gutachtens der Abtheilung genehmigt. Ich glaubte dies zur Rechtfertigung 
der 6ten Abtheilung anführen zu müſſen Im Allgemeinen ſei mir erlaubt, 
zu erwähnen, daß es der hohen Verſammlung wohl nicht erwünſcht ſein 
dürfte, 70, ich ſage 70, — mit den heutigen ſind wohl noch mehr Peiitio- 
nen der Abtheilung zugewieſen — alſo 70 verſchiedene Gutachten zu hören, 
weil ſehr viele Petitionen denſelben Zweck ins Auge faſſen, dieſelben Mittel 
vorſchlagen, den Zweck zu erreichen. Ich erlaube mir daher dem geehrten 
Antragſteller mitzutheilen, daß der Eten Abtheilung kein anderer Weg übrig 
bleibt, als mehrere Petitionen in ein Gutachten zuſammenzufaſſen, und alſo 
über die verſchiedenen Anträge, welche jede einzelne Petition enthält, verſchie⸗ 
dene Gutachten einzureichen. Daß es dann der ten Abtheilung gelingen 
wird, dieſe 70 oder 80 Petitionen zu berathen und Gutachten darüber zu 
verfertigen, glaube ich, hoffe ich in Folge der Mittheilung des geehrten Land⸗ 
tags⸗Marſchalls. Ob es aber der hohen Verſammlung möglich ſein wird, in 
der von der Allerhöchſten Majeſtät geſtellten Friſt oder auch in einer doppelt 
verlängerten Friſt dieſe Gutachten zu hören, zu berathen, bezweifle ich. 
Abg. v. Brünneck: Ich habe nur eine ganz kurze Frage zu ſtellen. 
Es will mir ſcheinen, nachdem ich vernommen habe, welche Petitionen einge⸗ 
gangen ſind, — ſowohl heute als früher, — daß darunter doch einige ſein 
dürften, welche in die Provinzial⸗Geſetzgebung eingreifen. Dürfte es daher 
angemeſſen fein, daß man den Ausſchuͤſſen anheimſtellte, die Antragſteller 
darauf aufmerkſam zu machen, und derartige Petitionen wieder zurückzugeben. 
Denn inſofern fie in provinzielle Verhältniſſe eingreifen, braucht der Verei— 
nigte Landtag nicht darauf einzugehen. f 

Marſchall: Es ſcheint mir, daß dieſe Frage Gegenſtand des Gutach⸗ 
tens ſein wird. 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube, daß es zur Beruhigung der 
hohen Verſammlung beitragen wird, wenn ich ihr die Nachricht mittheile, daß 
Vorkehrungen getroffen ſind, um die entfernteren Sitze zu erhöhen und da⸗ 
durch wahrſcheinlicherweiſe das Verſtändniß zu erleichteru. Es wird nur 
darauf gewartet, daß zwei Tage hinter einander keine Sitzung ſei, um dann 
ke ar treffen zu können, weil, wenn Tag für Tag Sitzung, dies 
unmöglich iſt. Sobald dieſer Zeitpunkt eintritt, werden wir hier die verſuche⸗ 
weiſe Abänderung finden. Uebrigens kann ich den Wunſch, daß das Proto⸗ 
koll ſich auf dasjenige, was das Reglement beſtimmt, beſchränken möge, aller⸗ 
dings nur theilen Ich glaube, daß dadurch die Verſammlung weſentlich an 
Zeit gewinnen, nichts verlieren und auch das Intereſſe bei den Einſprüchen 
gegen das Protokoll wegfallen wird. Ich ſtelle das dem Herrn Landtags⸗ 
Marſchall anheim, die Herren Secretaire hierauf aufmerkſam zu machen. 
Das Reglement beſagt, daß, außer einer kurzen hiſtoriſchen Angabe deſſen, 
was vorgefallen, nur die Anträge und Beſchlüſſe in das Protokoll aufgenom- 
men werden ſollen. Unter dem hiſtoriſchen Anführen iſt aber bei Abfaſſung 
des Protokolls weiter nichts verſtanden, als daß geſagt wird: „Nunmehr 
kommen die und die Gegenſtände zur Sprache, der Referent entwickelte ſei— 
nen Antrag, hierauf wurde dies und das zur Diskuſſton geitellt und nach 
beendigter Debatte der Antrag zur Abſtimmung gebracht.« — Das iſt die 
eigentliche Tendenz der Beſtimmungen des Reglements über die Abfaſſung des 
Duke geweſen. Bei vollkommener Anerkennung der Mühe, welche die 

erren Sceretaire ſich darüber hinausgeben, kann ich im Intereſſe der noth⸗ 
wendigen Zeit⸗Oekonomie nur wünſchen, daß genau an die Veſtimmung des 
Reglements gehalten werden möge. 

Marſchall: In dieſer Beziehung möchte ich die Herren Secretaire 
bitten, ſich "09 der heutigen Sitzung mit mir zu vereinigen und diefen Ge⸗ 
genftand zu beſprechen. Es find fehr zahlreiche Amendements eingegangen, 
die meiſten hier in der Sitzung. Die Anordnung, daß die Amendements 
(Verbeſſerungs⸗Vorſchläge) vor der Sitzung dem Marſchall überreicht werden 
ſollen, iſt muthmaßlich dazu beſtimmt, damit derſelbe ſich informiren und die 
Amendements da anbringen könne, wo fie hingehören. Dies iſt mir in die⸗ 
ſem Augenblick unmöglich geweſen, weil ich die zum Theil ſehr anſehnlichen 
Scripta in der Geſchwindigkeit nicht habe durchſehen können. Ich werde da⸗ 
her um Nachſicht bitten und die Herren erſuchen müſſen, bei den Paragra- 
pen ſelbſt das zur Sprache zu bringen, was ſie etwa amendiren wollen. 
Künftig wird es die Berathung ſehr erleichtern, wenn man die Güte haben 
wollte, den Abend vorher mir die Sachen zukommen zu laſſen. Ein Amen⸗ 
dement bezieht ch auf den Titel des Geſetzes. Das würde wohl das Erſte 
ſein, was zur erathung kommen könnte. Ich bitte den Herrn Abgeordne⸗ 
ten v. Bonin, es zu entwickeln. 

Abg. v. 1 Ich habe alſo jetzt nur den Vorſchlag zu entwickeln, 
ſofern er ſich au Dir Ueberſchrift des Geſetzes bezieht, und muß mir die weis 
teren Vorſchläge, die ja zu machen habe, bis zu den einzelnen Paragraphen 
vorbehalten. Die Ue er chrift des Geſetz⸗Entwurfs kündigt denſelben an als 
„den Entwurf einer Denen betreffend die Ausſchließung beſcholtener 
Perfonen von der Stände⸗Verſammlung.“ Im Entwurfe ſelbſt find aber, 
wie die gestrige Diskuſſion hinreichend dargethan hat, nicht blos Beſtimmun⸗ 
gen enthalten gegen Perſonen, die als beſchelten nach den Kriterien des Ge⸗ 
ſez⸗Entwurfs anzujehen find, ſondern auch gegen ſolche Perſonen, bei denen 
nach denſelben Kriterien des Geſetzes dieſe Beſcholtenheit noch keinesweges als 


und erkenne zugleich an, daß in dieſer Sache das Intereſſe der Stände und 


vorhanden anzunehmen iſt. Namentlich finden ſich dieſe Beſtimmungen in Nr. 


VI. des Entwurfs. Es ſcheint mir deshalb zweckmäßig und angemeſſen, daß 
das Geſetz auch in ſeiner allgemeinen Ueberſchrift ſich gleich als ein ſolches 
ankündigt, welches zwei verſchiedene Kategorien berührt. Ich habe mir des⸗ 
halb erlaubt, in Beziehung der Ueberſchrift des Geſetzes den Vorſchlag zu 
machen, daß die Bezeichnung und Anführung „die Ausſchließung beſcholtener 
Perſonen betreffend“ dahin abgeändert werde, daß geſagt wird, „betreffend 
die gänzliche und zeitweiſe Ausſchließung von den ſtändiſchen Verſammlungen.“ 
Es wird dann bei den weiteren Verhandlungen des Gefeges noch von mir zu 
motiviren ſein, ich werde aber auch dann in der ganzen Dispoſition des Ge⸗ 
ſetzes eine mit dieſer veränderten Ueberſchrift übereinſtimmende anderweite 
Dispofition der einzelnen Beſtimmung vorzuſchlagen haben., 

Referent Graf Stoſch: Ich möchte hierauf erwiedern, daß wohl in 
dem Worte „Ausſchließung“ kumulativ ſowohl die zeitweiſe als die gänzliche 
. iſt. Ich weiß daher nicht, ob das etwas Weſentliches ändern 
möchte. 

Marſchall: Ich muß fragen: 

(Wird hinreichend unterſtützt.) 
Referent Graf Stoſch: In dem Abſchnitt 1 a und b des Gefeges wird 
geſagt: „Als beſcholten ſind diejenigen Perſonen zu erachten: 1) welche durch 
ein Kriminalgericht a) zu dem Verluſte der Ehrenrechte rechtskräftig verur⸗ 
theilt, b) oder zur Verwaltung öffentlicher Aemter oder zur Ableiſtung eines 
nothwendigen Eides rechtskräftig für unfähig erklärt.“ Es iſt in der Abthei⸗ 
lung die Frage aufgeworfen worden, wie iſt es dann zu halten, wenn Je⸗ 
mand im Civil⸗Prozeſſe zu Ableiſtung eines nothwendigen Eides rechtskräftig 
für unfähig erklärt worden iſt? Nämlich in der Prozeß-Ordnung Tit 23. 
§. 52 5. heißt es: „Wer ſich des frevelhaften Leugnens oder vorſätzlicher 
Unwahrheiten im Gerichte einmal ſchuldig gemacht hat, ſoll ſowohl in dieſem, 
als in allen nachherigen Prozeſſen unfähig ſein, zur Ableiſtung eines noth⸗ 
wendigen Gides, ſo weit als derſelbe zu ſeinem Vortheile gereichen würde, 
verſtattet zu werden. Das Gericht muß daher das Erkenntniß, worin dieſe Un⸗ 
fähigkeit einer ſolchen Partei zu einem nothwendigen Eide erklärt wird, ſämmt⸗ 
lichen bei ihm angeſetzten Juſtiz-Kommiſſarien vorlegen laſſen; auch wenn die 
Partei bei einem anderen Gerichte ihren ordentlichen Gerichtsſtand hat, dieſem 
von dem Erkenntniſſe beſonders Nachricht geben.“ Es wird dann weiter fort⸗ 
gefahren, daß das ſogenannte ſchwarze Buch angefertigt werden ſoll, wo die 
Namen der Perſonen einzutragen find, die nicht eidesfähig find. Es iſt aber 
kein Grund erſichtlich, warum da verſchiedene Strafen erfolgen ſollen. Es 
muß im Effekt gleich ſein, ob Jemand in Folge eines Kriminal- oder eines 
Civil⸗Erkenntniſſes zum Eide nicht fähig if. Die Abtheilung hat daher vor- 
geſchlagen, daß im Geſetz-Entwurf ſtatt der Worte: „durch ein Kriminal- 
Erkenntniß“ geſagt werde: „durch ein rechtskräftiges Urtheil.“ 

„Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich wollte mir erlauben, eine kleine Bemer⸗ 
kung zu machen. Wenn in dem Geſetz-Entwurfe, in der vorgelegten Pro⸗ 
poſttion nichts davon erwähnt worden iſt, fo iſt dies deshalb geſchehen, weil 
diefe Beſtimmung in der Praxis ſich als ganz unausführbar erwiefen hat. 
Denn wenn eine Partei leugnet, fo kann fie dies auf perſchiedene und ganz 
verſteckte Weiſe thun, zumal wenn fie durch einen Juſtiz⸗Kommiſſar vertreten 
iſt. Uebrigens ſind es gewöhnlich ſolche Sachen, die man gar nicht einer ſo 
firengen Kontrolle unterwerfen kann. Es kommt ferner hinzu, daß ein Ci⸗ 
vil⸗Richter, alſo auch ein einzelner Richter, möglicherweiſe auf dieſe Strafe 
hätte erkennen können, während, wenn von dem Verluſte der Ehrenrechte die 
Rede iſt, ein Richter-Kollegium darüber zu erkennen hat. Wenn aber die 
hohe Verſammlung dieſe Beſtimmung aufnehmen will, ſo iſt von Seiten der 
Verwaltung nicht viel zu erinnern; aber der Grund, ſie wegzulaſſen, iſt der 


r ob das Amendement Unterſtützung fin⸗ 
et? f 


- gewefen, den ich anzuführen die Ehre gehabt habe. 


Abg. v. Bonin: Da die Diskuſſton über Punkt 1 des Geſetz-Ent⸗ 
wurfs beginnt — a 

Marſchall: Das heißt über den Punkt, ob Jemand durch ein rechts⸗ 
kräftig erfolgtes Urtheil zur Eides-Leiſtung unfähig erklärt ſei. 

Abg. v. Bonin: Ich halte es für nothwendig, da namentlich in Be⸗ 
ziehung auf Nr. 6. des Geſetz⸗Entwurfs geſtern, wie mir ſchien, in der Dis⸗ 
kuſſton vielfache Mihverſtändniſſe vorgekommen ſind. Es iſt auch dringend 
erforderlich, daß in der Dispoſition des Geſetzes diejenigen Perſonen, die nach 
den Kriterien des Geſetzes als beſcholten anzuſehen ſind, ſcharf von denjeni⸗ 
gen getrennt werden, deren Beſcholtenheit nach den Kriterien des Geſetzes noch 
nicht ausgeſprochen iſt, daß alſo dieſe ſcharfe Trennung auch in der Dispo⸗ 
ſition des Geſetzes hervortrete. Wenn auf dieſe Weiſe die Trennung der 
ganzen Dispofition vorgenommen wird, fo glaube ich, daß die Bedenken, 
welche namentlich gegen Nr. 6 in der vorigen Berathung geltend gemacht 
worden find, wohl größtentheils befeitigt fein werden. ; 

Landtags-Kommiſſar: Von Seiten der Verwaltung wird der Vor⸗ 
ſchlag des geehrten Redners als ein völlig unbedenklicher Vorſchlag und ſo⸗ 
gar als eine weſentliche Verbeſſerung anerkannt, ſo daß, wenn die hohe Ver⸗ 
ſammlung dafür ſtimmen ſollte, ſeitens der Verwaltung nichts dagegen zu 
erinnern ſein wird. 

Abg. Camphauſen: Von den Rednern der Regierung iſt uns ge⸗ 
ſtern wiederholt erklärt worden, daß der leitende Grundſatz bei Abfaſſung des 
Entwurfs die Ehre der Stände geweſen ſei. Ich nehme dieſe Erklärung an 


der Regierung völlig zuſammenfällt. Die Frage iſt nur die, ob der Ent⸗ 
wurf in gleichem Maße dem Intereſſe der Stände und dem Intereſſe der Re⸗ 
gierung entſpricht, und wenn das Eine oder Andere ſich nicht erweiſen ſollte, 
fo darf ich nach den eben erwähnten Erklärungen auch vorausfegen, daß die 
Regierung ſehr gern die Hand dazu bieten würde, daß die beiderſeitigen In⸗ 
tereſſen geſichert werden. So wie die nächſte Veranlaſſung zu dem Entwurfe 
hinter der Zeit liegt, wo die Central-Vereinigung der Stände des Landes T 
eingeführt wurde, fo ſcheint mir der Entwurf auch nicht genügende Rückſicht 
auf die große Umgeſtaltung unſeres Staatslebens genommen zu haben, welche 
durch dieſe Aenderung eingetreten iſt. Es iſt ein ungemein größeres Recht, 
den Sitz in dem Vereinigten Landtage einzunehmen, als das Recht, auf dem 
Provinzial⸗Landtage zu figen, es iſt ein ungemein größeres Recht, einen Abe 
geordneten für den Vereinigten Landtag zu wählen, als wenn er blos für 
eine provinzielle Verſammlung zu wählen iſt, es iſt daher auch ungemein 
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wichtiger das Recht, Jemanden von dieſer Verſammlung ausſchließen zu kön⸗ 
nen. Unſere Regierung verlangt einen ungewöhnlichen Einfluß auf die Wah⸗ 
len der ſtändiſchen Mitglieder nicht, und ich nehme an, verlangt ſie dieſen 
Einfluß gegenwärtig nicht, fo werde fie ihn auch künftig nicht begehren. 
Wenn dem ſo iſt, wie ihm wirklich iſt, fo liegt aber im offenbaren Jutereſſe 
der Regierung, jeden Schein zu vermeiden, jede Möglichkeit abzuſchneiden, 
wodurch ihr der Vorwurf gemacht werden könnte, daß fie eine indirekte 
(Murren in der Verſammlung) Einwirkung auszuüben ſuche. Andeutungen 
in dieſer Beziehung wurden ſchon geſtern gemacht, fie find von Seiten des 
Königl. Kommiſſar's mit Ueberzeugung zurückgewieſen worden. Dennoch wird 
zuzugeben ſein, daß es wünſchenswerth geweſen wäre, daß auch dieſe Andeu⸗ 
tungen nicht hätten gemacht werden können. Um wie viel mehr iſt dies für 
die Zukunft wünſchenswerth, wo das Intereſſe an der Wahl, welche das 
Recht des Sitzes in dieſem Saale betrifft ... (Murren und Ungeduld in 
der Verſammlung, aus deren Mitte eine Stimme heftige Worte ausftößt, 
die jedoch nicht zu verſtehen waren.) 

Marſchall: Ich muß um Ruhe bitten. 
ner unterbrechen. 

Abg. Camphauſen: Man hat bemerkt, daß das Geſcetz eine erhebliche 
praktiſche Bedeutung nicht habe, daß ſelten Fälle eingetreten ſeien und eintre⸗ 
ten würden, wo davon Gebrauch zu machen ſei. Worin iiegt das? Es liegt 
darin, daß die Wähler ſchon dafür geſorgt haben, nur rechtliche und unbe⸗ 
ſcholtene Perſonen hierher zu ſenden, daß auch für die Zukunft die Wähler 
dafür ſorgen werden, dies zu thun, das iſt zu erwarten, und eine Vorſorge 
dafür, ſie zu verhindern, uns beſcholtene Männer hierher zu ſenden, ſcheint 
mir ſehr ſchwach begründet zu ſein. Dagegen ſteht Ihnen das Erforderniß 
gegenüber, das Recht der Wähler zu ſchützen, das einzige Recht, was ſie 
auszuüben, was fie nur alle ſechs Jahre auszuüben haben. Wenn Sie erwä⸗ 
gen, daß auch für die Wahlen ein größeres Intereſſe im Lande ſich entwickeln wird, 
e werden Sie zugeben, daß eben fo dringend nothwendig iſt, das Intereſſe, 
das Recht der Wähler dabei zu ſchützen. Ich habe alſo das andeuten wol⸗ 
len, daß es nützlich und angemeſſen iſt, aus dem Geſetz-Entwurfe das zu 
entfernen, wodurch Anlaß gegeben werden könnte, die Regierung eines indi⸗ 
rekten Einfluſſes auf die Wahlen zu beſchuldigen, daß ebenfalls daraus das 
zu entfernen ſei, wodurch der Verſammlung ein ähnlicher Vorwurf gemacht 
werden könnte. In Anwendung dieſes Satzes habe ich zu Artikel I. zu erin⸗ 
nern, namentlich zu a., daß der Verluſt der Ehrenrechte wegen Vergehungen 
eintreten könne, die zu der Annahme eines Platzes in dieſer Verſammlung 
durchaus nicht untauglich machen. Daß wir Männer im Staate haben, 
Männer in der Regierung, in der Verwaltung haben, die unter die Herr⸗ 
ſchaft dieſes Artikels verfallen würden, daß es daher nicht im Jutereſſe der 
Regierung liegt, das habe ich nur anzudeuten, um zu zeigen, daß es ihre 
Abſtcht nicht ſein kann und niemals ſein wird, dieſes Mittels zum Ausſchluß 
von Perſonen aus der Verſammlung ſich zu bedienen. (Lautes Murren in 
der Verſammlung.) Ich würde daher in Bezug auf die erſte Dispoſition 
des Artiktls 1 der Meinung ſein, daß politiſche Vergehungen davon ausge⸗ 
ſchloſſen würden, nicht, meine Herren, um damit anzudeuten, daß politiſche 
Verurtheilte unbedingt das Recht hätten, hier zu ſitzen, ſondern um dieſen 
Fall zu denjenigen zu verweiſen, wo der Stände-Verſammlung ſelbſt noch 
das Urtheil zugewieſen wird, alſo zur Dispoſition III., bei welcher zu beſtim⸗ 
men ſein wird, in welchen Fällen von der ſtändiſchen Verſammlung ſelbſt ein 
Verfahren einzuleiten wäre. Es ſcheint mir ferner in der gegenwärtigen Faſ⸗ 
ſung des Artikels zweifelhaft, ob, wenn ein rechtskräftiges Urtheil erfolgt, 
aber die Vegnadigung eingetreten iſt, dennoch die Beſcholtenheit des Rufes 
fortdauern ſoll. Ich glaube, es müſſe angenommen werden, daß im Falle 
der Begnadigung auch der Rücktritt zu den ſtändiſchen Rechten eintritt. 
Meine Herren! über die zweite Dispoſition dieſes Artikels 

Marſchall: Wir würden uns doch wohl zunächſt über die erſte Dis⸗ 
poſition zu beſtimmen haben 8 

Abg. Camphauſen: Sie wünſchen die Debatte auf die erſte Dispoft- 
tion zu beſchränken? Dann würde ich ſchließen und vorzuſchlagen haben, daß 
der Eingang des Artikels ſo laute: »Als beſcholten ſind diejenigen Perſonen 
zu erachten, welche durch ein Kriminalgericht wegen nicht politiſcher Verbre⸗ 
chen a) zu dem Verluſte der Ehrenrechte rechtskräftig verurtheilt.« 

Landtags-Kommiſſar: Was die ſpezielle Bemerkung des Herrn 


Es darf Niemand den Red⸗ 


Redners betrifft, daß in öffentlichen Aemtern ſich Perſonen befänden, auf 


welche der zur Berathung ſtehende Paſſus volle Anwendung finde, welche 
durch ein Kriminalgericht zum Verluſte der Ehrenrechte rechtskräftig verurtheilt 
oder zur Ableiſtung eines nothwendigen Eides rechtskräftig für unfähig er⸗ 
klärt worden ſeien, ſo muß ich dieſe Behauptung ſo lange als eine unrichtige 
bezeichnen, bis ſie ſpeziell erwieſen iſt. Ich ſetze dabei voraus, daß damit nicht 
ſolche Perſonen gemeint find, welche ein Straferkenntniß getroffen hat, die 
aber im Wege der Begnadigung in alle bürgerlichen Ehren reſtitnirt worden 
ſind. Solche Perſonen können allerdings in der Verwaltung ſein, ſie würden 
aber auch nach der Beſtimmung im Art. V. des Geſetzes ihren Platz in der 
Ständeverſammlung einnehmen können. Iſt Jemand zum Verluſte der bür⸗ 
berlichen Ehren u. ſ. w. verurtheilt und Se. Majeflät begnadigen ihn pure 
und vollſtändig, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß alle rechtlichen Wirkungen 
der Verurtheilung aufgehört haben und er nicht mehr unter die Kategorie 
fällt, die hier vorgeſehen iſt. Richtsdeſtoweniger wäre es möglich, daß ein 
ſolcher Begnadigter wegen des allgemeinen Eindrucks, den ſeine Verurthei⸗ 
lung gemacht hat, wegen der Fakta, welche ſeine Verurtheilung herbeigeführt 
haben, als beſcholten anzuſehen ſei. Das wäre aber ein Fall, der unter Art. 
I. Nr. 4. gehört. Es würde Jemand in der Verſammlung auftreten und fagen 
müſſen: der Mann hat dieſes oder jenes Verbrechen begangen, er iſt zu diefer 
oder jener Strafe verurtheilt worden, Se. Majeſtät der König habe ihn zwar 
begnadigt, es hört daher die rechtliche Wirkung der Kriminalſtrafe auf; nichts⸗ 
deſtoweniger halten wir ihn für beſcholten und tragen darauf an, daß die 
Vorſchriff sub J. 4. zur Anwendung komme. Das iſt die Anſicht, welche dem 
Geſetz⸗Entwurf zum Grunde liegt, und die ich zur Erläuterung mittheilen zu 
müſſen glaubte. 

Marſchall: Es haben ſich mehrere Redner gemeldet und ihre Anſicht 
mir mitgetheilt, daß fie theils über Art. J., theils über Art. II. u. III. ſpre⸗ 
chen wollen. Den Art. II. werden wir noch ausſetzen. Es iſt alſo jetzt die Be⸗ 


rathung über I. 1. Dazu finde ich hier blos ein Amendement, wonach ſtatt 
»Kriminalgericht« nur »Gericht«, zu ſetzen wäre. 

Abg. v. Byla: Ich kann dem Gutachten der Abtheilung nur vollkom⸗ 
men beiſtimmen, und zwar aus einem Grunde, der leider in der Erfahrung 
bei mir häufig bittere, ſehr bittere Täuſchung hervorgerufen hat. Es kommt 
nämlich in der Regel der Fall vor, daß, wenn von einem Civilrichter auf die 
Unfähigkeit, einen nothwendigen Eid zu leiſten, erkannt wird, dieſes Erkenntniß 
dem Publikum, ja den nächſten Bekannten dieſes Mannes oder diefer Perſon, 
gar nicht zur Kenntniß gelangt, und daß man ſehr häuſig einen ſolchen Mann 
für einen Ehrenmann anerkennt, wenngleich ihm durch Erkenntniß dieſe Be⸗ 
fugniß und Berechtigung aberkannt hat. In der That, das kann einem nicht 
gleichgültig ſein, und da es namentlich in dem vorliegenden Falle noch viel 
ſchlimmer wäre, wenn in unſerer Mitte ein ſolcher Mann ſich befände, ſo 
glaube ich, daß mit Fug und Recht die Abtheilung darauf hingedeutet hat, 
dieſe Beſtimmung müſße noch ad J. 1. aufgenommen werden. 

Abg. Hanſemann: Ich äußere mich blos über I. a., weil ich voraus⸗ 
ſetze, daß die übrigen Unterabtheilungen ſpäter einzeln zur Sprache kommen 
werden. In dieſer Hinſicht nun trete ich dem Amendement der Abtheilung, 
nach welchem ſtatt: »durch ein Kriminalgericht« geſagt werden ſoll: „durch 
ein rechtskräftiges Urtheil“, nicht bei. Ich lege nämlich Werth darauf, daß, 
fo wie es im Geſetz-Entwurfe auch ausgedrückt iſt, der Ausdruck: »Krimi⸗ 
nalgericht« beibehalten werde, damit niemals ein Zweifel darüber entſtehe, daß 
andere, als durch Kriminalgerichte gefällte Urtheile dieſen gleich gehalten 
werden können. 

Abg. Meviſſen: Es iſt darauf hingedeutet, daß ſelbſt ein rechtskräf⸗ 
tiges Urtheil Perſonen ihrer Ehrenrechte berauben kann, die dennoch in den 
Augen des Volkes als unbeſcholteu gelten dürften. Ein ſolches rechtskräfti⸗ 
ges Urtheil kann über politiſche Vergehen, z. B. über Duelle, ergehen. Ich 
glaube, daß gerade deshalb, weil es möglich iſt, daß ein rechtskräftiges Ur⸗ 
theil den Verluſt der Ehrenrechte ausſpricht und dennoch die Beſcholtenheit in 
den Augen des Volkes nicht eintritt, nothwendig iſt, den Paragraph anders 
zu faſſen, und ich komme auf das geſtern Ihnen vorgeſchlagene Amendement 
zurück. Nach dieſem Amendement ſchlage ich vor, zu fagen: „Als beſcholten 
ſind diejenigen Perſonen zu erachten, welche durch ein Kriminalgericht zu ei⸗ 
ner entehrenden Strafe rechtskräftig verurtheilt ſind.“ Der Be riff „enteh⸗ 
rende Strafe“ ſchließt nothwendig ein, daß damit ſchon der Verluſ der Ehren⸗ 
rechte verbunden ſei, daß das Kriminalgericht auf dieſen Verluſt mit erkannt 
habe. Es dehnt alſo dieſer erſte Satz meines Amendements den § 1 aus. 

Abg. Frhr. v. Manteuffel: Ich will mich gegen das Amendement 
erklären, welches wir ſo eben gehört haben. Es handelt ſich um äußere, bür⸗ 
gerliche Ehre. Dieſe iſt durch gewiſſe Gefege feſtgeſtellt. Was heißt es alſo, 
einen Unterſchied zu machen zwiſchen dem Verluſt der Ehrenrechte, welche das 
Geſetz hinſtellt, dem wir Alle unterworfen ſind, und zwiſchen der äußeren 
Ehre, wie wir fie in ſtändiſchen Verſammlungen verlangen wollen? Heißt 
es nicht, die Stände-Verſammlung außer dem Geſetz, dem Geſetz gegenüber 
ſtellen? Meine Herren, dagegen wollte ich mich verwahren, ich bitte Sie 
dieſen r Ir 5 „a 

Abg. v. Brünneck: Meine Herren, ich muß mich gegen den Vor: 
ſchlag der Abtheilung erklären, ſchon aus den Gründen, die 55 Herr Juſtiz⸗ 
Miniſter angeführt hat, insbeſondere aber auch deshalb, weil, ſo viel ich weiß, 
auch ein Einzelrichter ein ſolches rechtskräftiges Urtheil fällen könnte, und das 
iſt der Hauptgrund, warum ich mich ſtreng an den Entwurf, wie er vorliegt, 
halten zu müſſen glaube. 8 „ 

Marſchall: Wenn Niemand mehr das Wort verlangt, ſo werden 
wir zur Veſchlußfaſſung über die erſte Dispoſttion kommen. Der Artikel 1. 
— 1 a. ſchreibt vor: »Als beſcholten find diejenigen Perſonen zu erachten, 
welche durch ein Kriminalgericht zu dem Verluſt der Ehrenrechte rechtskräftig 
verurtheilt ſind.« Hierzu find mehrere Amendements geſtellt worden. Das 
eine von dem Herrn Abgeordneten Camphauſen, welches darin beſteht, daß 
von dieſer Dispoſition die politiſchen Verbrechen ausgeſchloſſen werden follen, 
und daß auch das Begnadigungsrecht davon ausſchließt. Ein anderes Amen⸗ 
dement iſt das des Herrn Abgeordneten Meviſſen. — Ich werde den erſten 
Theil des erſten Amendements zuerſt zur Abſtimmung bringen, nämlich, ob 
die politiſchen Vergehen von dieſer Dispoſition ausgeſchloſſen fein ſollen. Der 
Herr Secretair wird den Satz im Zuſammenhange vorleſen. 

Secretair von Leipziger: Nach dem Amendement des Abgeordneten 
Camphauſen würde der Satz ſo lauten: »Als beſcholten ſind diejenigen Per⸗ 
ſonen zu erachten, welche durch ein Kriminalgericht wegen nicht politiſcher 
Verbrechen a. zu dem Verluſte der Ehrenrechte rechtskräftig verurtheilt.⸗ 

Staats⸗Miniſter Uhden: Ich muß mir die Bemerkung erlauben, daß 
in unſerem Landrechte, im Straftechte keine Veſtimmung darüber vorhanden 
iſt, was politiſche Verbrechen ſind. Ein ſolches Rubrum kennen wir nicht. 
Es wird ſich nun fragen, wem ſoll die Entſcheidung obliegen, ob Jemand 
ein politiſcher Verbrecher iſt oder nicht? 

Eine Stimme (vom Platz): Habe ich recht verſtanden, ſo ſollen in 
Zukunft Hochverräther in unſere Verſammlung kommen. (Geräuſch.) 

Marſchall: Wir ſind mitten in der Abſtimmung über dieſen Theil; 
ich kann daher nur das Wort zur Berichtigung der Fragſtellung geben, nicht 
aber zu neuen Amendements. Es fragt ſich alſo, ob der verehrliche Red⸗ 
ner etwas zur Berichtigung der Abſtimmung zu ſagen hat? ü 

Eine Stimme (vom Platze): Die Worte des Herrn Juſtizminiſters 
veranlaſſen mich zu der Bemerkung, daß das Landrecht allerdings keine De⸗ 
finition von politiſchen Verbrechen giebt, daß aber der Begriff der politiſchen 
Verbrechen wohl feſiſteht, da die Worte »Politit« und »politiſch« ſehr haͤu⸗ 
fig in der Geſetzgebung vorkommen. Ich will nur aufmerkſam machen auf 
Geſetze, die von politiſchen Verſammlungen ſprechen. Auch da iſt ein be⸗ 
ſtimmter Begriff nicht angegeben, dennoch aber ſind dieſe Verſammlungen 
nach den Gegenſtänden ſehr genau bezeichnet, die in ihnen vorgenommen wer⸗ 
den, fo daß man den Charakter ſehr wohl erkennt und genau zurück ſchließen 
kann auf die Verbrechen. 

(Ein Abgeordneter erbittet ſich das Wort.) 

Marſchall: Wenn der Herr Abgeordnete zur Berichtigung der Ab⸗ 
ſtimmung das Wort verlangt, ſo geſtatte ich es ihm. 

Abg. Mohr: Ich wollte mir blos die Frage erlauben, ob, nachdem 
über die Amendements abgeſtimmt fein wird, es auch noch erlaubt fein wird, 
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gegen den ganzen Artikel I. ſich zu äußern. Mein Amendement iſt gegen den 
ganzen Artikel gerichtet, und deshalb mußte ich dieſe Bemerkung vorausſchicken. 

Marſchall: Der Herr Abgeordnete wünſcht alſo nachher darauf an⸗ 
zutragen, daß der ganze Artikel geſtrichen werde? ; 

Abg. Mohr: Mein Amendement ift darauf gerichtet, daß der ganze 
Artikel wegfalle. N 

Marſchall: Dies wird vorbehalten bleiben. 

Abg. Camphauſen: Es iſt auf jener Seite des Saales die Bemer⸗ 
kung gemacht worden, nach meinem Vorſchlage würde ein Hochverräther in 
unſerer Mitte ſitzen konnen. Ich weiß nicht, ob außer dem Redner ein an⸗ 
deres Mitglied in der Verſammlung wäre, welches meinen Vorſchlag ſo ver⸗ 
ſtanden haben könnte!? (Stimmen: Nein! Nein!) 

Abg. Graf v. Merveldt: Der Vorſchlag kann nicht anders verſtan⸗ 
den werden, indem Hochverräther ebenfalls zu denjenigen gehören, welche po⸗ 
litiſche Verbrechen begangen haben. i 

Marſchall: Wir find bei der Abſtimmung! — Das Amendement des 
Herrn Abgeordneten Camphauſen lautet dahin: »Als beſcholten find diejeni⸗ 
gen Perſonen zu erachten: I) welche durch ein Kriminal-Gericht a. zu dem 
Verluſt der Ehrenrechte rechtskräftig verurtheilt, b. oder zur Verwaltung öf⸗ 
fentlicher Aemter oder zur Ableiſtung eines nothwendigen Eides rechtskräftig 
für unfähig erklärt; 2) welche durch ein militairiſches Ehrengericht zu einer 
der im §. 4. Lit. be. der Allerhöchſten Verordnung vom 20. Juli 
1843 über die Ehrengerichte aufgeführten Strafen verurtheilt.« Die⸗ 
jenigen, welche für dieſen Vorſchlag ſich bejahend erklären, bitte ich aufzuſtehen. 

(Die Abftimmung erfolgt.) 

Marſchall: Es iſt ſichtlich, daß keine Majorität dafür vorhanden iſt, 

dieſes Amendement ift demnach abgelehnt. Der zweite Theil des Amen⸗ 


dements betrifft die Begnadigung. 

Landtags⸗Kommifſar: Ich glaube, daß es wirklich hierüber nur 
einer Verſtändigung bedarf. §. 1 ſagt: »Als beſcholten find diejenigen Per⸗ 
ſonen zu erachten, welche durch ein Kriminalgericht zu dem Verluſt der Eh⸗ 
renrechte rechtskräftig verurtheilt find u. [ w.« In dem Augenblicke alſo, 
wo Jemand in dieſer Weiſe verurtheilt iſt, wird er unfähig, in eine ſtändi⸗ 
ſche Verſammlung einzutreten. Von dem Augenblicke an, wo er pure be⸗ 
gnadigt wird, hört dieſe Unfähigkeit auf. Iſt aber, während er unfähig war, 
einzutreten, fein Ausſchluß aus einer ſtändiſchen Verſammlung erfolgt, fo kann 
er nur im Wege des F. V. rehabilitirt werden. So iſt der Sinn des Ges 
feßes du vorfichen und daſſelbe zu erklären, und ich glaube nicht, daß es eines 
Zufages oder einer Abänderung bedarf. So wenigstens verſteht dieſen Artikel 


das Gouvernement, und es fragt d nicht au 
ane Ante g ve gt ſich daher, ob der geehrte Redner nicht auf 


Marſchall: Ich frage demnach den Herrn Redner, ob er auf ſeinen 
Antrag verzichten will? 

Secretair v. Leipziger: Der Artikel V. worauf der Herr Kommiſſar 
Bezug genommen hat, lautet dahin: »Die Wiederzulaſſung zur Ausübung 
ſtändiſcher Rechte werden Wir nur auf den Antrag der Verſammlung, welche 
die Anklage beſchloſſen hat, genehmigen. Ein ſolcher Antrag darf nicht vor 
Ablauf von 5 Jahren nach der Ausſchließung gemacht und nur dann zu Uns 
ſerer Kenntniß gebracht werden, wenn zwei Drittel der Verſammlung ſich 


. 1 Cam Halt 
bg Camphauſen: Ich muß geſtehen, daß i ern den Vor⸗ 
ſchlag zurückziehen würde, wenn ich genau Mee e e mit der Be⸗ 
gründung, welche der Herr Kommiſſar uns in ſeiner Anſicht giebt. Ich finde 
aber, daß Art. IV. ſpricht: „Wer ſolchergeſtalt durch rechtskräftigen Ausſpruch 
aus einer ſtändiſchen Verſammlung des Inlandes ausgeſchloſſen iſt, darf über⸗ 
haupt ſtändiſche Rechte nicht mehr ausüben,“ während in Art. V. ſteht: „Die 
Wiederzulaſſung zur Ausübung ſtändiſcher Rechte werden Wir nur auf den 
Antrag der Verſammlung, welche die Anklage beſchloſſen hat, genehmigen.« 
Der Art. V. bezieht ſich alſo auf Solche, welche in Ständeverſammlungen 
angeklagt worden find, nicht aber auf Solche, welche ohne Anklage auf Grund 
rechtskräftigen Urtheils ausgeſchloſſen worden ſind. Daß dieſe indeß wieder 
in Folge von Begnadigung das Recht hätten, unter uns zu ſitzen, iſt der 
Zweck des Vorſchlages, den ich gemacht habe. 
Abg. v. Beckerath: Wenn Se. Majeſtät geruhen ſollten, einen Ver⸗ 
brecher ſehr bald nach der Verurtheilung zu begnadigen, ſo würde nichtsdeſto⸗ 
weniger auch nach F. 5. ein Zeitraum von 5 Jahren verſtreichen müſſen, be⸗ 
vor er die Wiederherſtellung feiner ſtändiſchen Rechte beantragen könnte. 
Deshalb ſcheint es mir unumgänglich nothwendig, daß die Worte: »ſo lange 
fie nicht begnadigt find,« eingeſchaltet werden müſſen. 5 
Abg. Hanſemann: Mir ſcheint es auch, daß die von dem Königl. 
Kommiſſar gegebene Deutung nicht in den F. 5. zu legen ſei, ſo wie er hier 
gefaßt iſt, und daß es nothwendig ſei, hier ſchon eine Beſtimmung zu treffen, 
die klar die Abſicht des Geſetzes, fo wie fie von dem Herrn Kommiſſar erläu⸗ 
tert worden iſt, ausſpricht. Zu dem Ende ſcheint es mir allerdings noth⸗ 
wendig, daß bier ſchon ausgedrückt werde, daß, wenn die Begnadigung ein⸗ 
trete, alsdann auch die Folgen des Urtheils aufzuhören haben. Um es Ihnen 
durch ein Beiſpiel klar zu machen: Wenn Jemand auf 5 Jahre zu dem 
Verluſt ſeiner Ehrenrechte verurtheilt wäre, ſo würde er nach Ablauf von 5 
da ren wieder zu den Ehrenrechken gelangt fein, während es jetzt nach dieſer 
ung zweifelhaft ſcheint. 
Landtags⸗Kommiſſar: 


In dem dringenden Wunſche, 


Hohen Verf. öthig in Anſpruch Pia} Zeit der 
i no ru : 
Namen ung zicht nen zu nehmen, glaube ich im 


erw. ie Erklärung abgeben zu können, daß gegen die 
Aufnahme dieſer änderung San iu ere iſt. Es iſt keine Be Mei⸗ 
nung dabei gewefen, als daß, wenn die Königliche Begnadigung eintritt, auch 
die Wirkung der Strafe au höre. Wenn daher die Verſammlung nichts das 
gegen zu erinnern findet, jo ſteht auch ſeitens der Verwaltung nichts entge⸗ 
gen, daß eine ahnliche Klauſet in das Geſetz aufgenommen werde. 
Marſchall: Es haben fig noch zwei Redner gemeldet, und ſofern die⸗ 
ſelben aufs Wort verzichten, ies geſchieht) — ſo kann ich fragen, ob 
ren der d des Herrn Staats⸗Miniſters v Bodel⸗ 
ing ür die Aufnahme der Be 6 itweiſen Verur⸗ 
teilung erklärt. — und der. geitmelfen Wera, 
Eine Stimme (vom Platze): Ich wü ; rklären und 
darauf antragen, daß n wird. en 


Abg. v. Auerswald: Ich würde den Antragſteller bitten, von der Ab⸗ 
ſtimmung abzuſtehen und ins Auge zu faſſen, daß die Verſammlung mit dem 
Königlichen Kommiſſar einverſtanden iſt, daß der Zuſatz in dem Geſetz aus⸗ 
gedrückt werden ſoll. Es iſt kein Grund abzuſehen, warum wir uns mit der 
Abſtimmung aufhalten ſollen. 8 a 

Der Marſchall: Der Antragſteller verzichtet alſo wohl auf Abſtim⸗ 
mung? (Wird bejaht.) — Dann iſt der Vorſchlag angenommen. Wir 
kommen jetzt zu dem zweiten Amendement, nämlich zu dem des Herrn Ab⸗ 
geordneten Meviſſen, welches alſo lautet: „als beſcholten ſind die Perſonen 
zu betrachten, welche durch ein Kriminalgericht zu einer entehrenden Strafe 
rechtskräftig verurtheilt find, und welchen ihre Standesgenoſſen die Anerkennt⸗ 
niß unbeſcholtener Ehrenhaftigkeit verſagen.“ Wenn ich demnach richtig ver⸗ 
ſtanden habe, ſo ſoll noch zu der rechtlichen Verurtheilung die Verſagung der 
Ehrenhaftigkeit durch Standesgenoſſen hinzukommen müſſen. Ich richte an 
die hohe Verſammlung die Frage, ob dieſes Amendement durch 21 Mitglie⸗ 
der Unterſtützung findet? (Es geſchieht ausreichend.) 

Abg. Graf v. Merveldt: Es hat geſtern das geehrte Mitglied, wel⸗ 
ches das Amendement geſtellt hat, über welches jetzt abgeſtimmt werden ſoll, der 
Verſammlung in einem weitläufigen, langwierigen Gebäude ein Syſtem der 
Ehre vorgelegt, welches, meines Erachtens, hin und wieder auch wieder ſchwache 
Seiten gehabt hat. Es iſt nämlich behauptet worden, daß die Aufrechthal⸗ 
tung der Ehre eines Menſchen gedenkbar ſei, — daß ſogar die Ehre wirklich 
aufrecht zu erhalten ſei, ſo lange derſelbe mit ſeiner eigenen Ueberzeugung nicht 
in Widerſpruch trete. Namentlich ward hierbei noch das Gleichniß in die 
Rede gezogen, was vielleicht Manchen von uns ſchmerzlich berührt hat, näm⸗ 
lich das Gleichniß mit Chriſtus, unſerem Herrn. Ich wollte mir nur erlau⸗ 
ben, ein einziges Beiſpiel anzuführen, welches dieſe allgemeine Behauptung . 
widerlegen mag. Ich ſetze den Fall, irgend ein Individuum, welches von 
jeher, von ſeiner Geburt an, von den erſten Jahren ſeiner Erkenntniß an, 
durch eine verdorbene Erziehung, durch ſpäter erfolgten verderblichen Umgang, 
verderbliches Beiſpiel zu der inneren Ueberzeugung gelangt iſt bei ſich, daß 
es recht und billig ſei, daß irgend ein Gegenſtand des Eigenthums ſeines 
Nachbarn, irgend eines Mitgliedes der Gemeinde bei ihm, daß dieſe Habſe⸗ 
ligteiten eines Anderen von Rechts wegen und billig ihm gebühren. Ich ſetze 
dieſen Fall voraus, und in dieſem Falle findet dieſes Individuum für gut, 
zur Entwendung dieſes Gegenſtandes zu ſchreiten — (Unruhe in der Ver⸗ 
ſammlung). Dieſes Individuum ift mit feiner inneren Ueberzeugung in vol⸗ 
lem Einklang geblieben. Es würde alſo hier die Aufſtellung dieſer gehörten 
Grundſätze zu der Folgerung führen, daß die Aufrechthaltung der Ehre eines 
ſolchen Individuums vollkommen begründet ſei. Einem Amendement, welches 
durch ein ſolches Syſtem begründet worden iſt, einem ſolchen Amendement 
vermag ich nicht zuzuſtimmen. Im Gegentheil halte ich es für nützlich, bei 
den Begriffen der wahren Ehre ſtehen zu bleiben, welche der Entwurf des 
Geſetzes und mit wenigen Abweichungen der uns vorgelegte Entwurf des Aus- 
ſchuſſes beibehalten hat, auch hinſichtlich der Veränderung in der Kompetenz, 
welche angefochten worden iſt, über den Ausſpruch der Beſcholtenheit, muß 
ich dem Entwurf vollkommen beiſtimmen. Indem ich es nur für zweckmäßig 
halte, daß die Kompetenz bei unſeren ordentlichen Richtern und nach dem 
Begnadigungsrecht bei St. Majeftät dem Könige verbleibe und bei unſeren 
Standesgenoſſen. (Mehrere rufen Bravo.) 

Abg. Meviſſen: Meine Herren, ich weiß nicht, ob außer dem Red⸗ 
ner, welchen wir eben gehört haben, es noch irgend Jemand gelungen iſt, 
meine geſtrige Rede in dem Sinne aufzufaſſen, wie er. Ich glaube nicht. 
(Viele Stimmen: Nein! Nein!) Ich werde mich daher jeder Widerlegung des 
letzten Redners enthalten können. Ich muß ihm aber einhalten, daß im Laufe 
der Geſchichte ſich der Begriff der Ehre bei den verſchiedenen Völkern ſehr 
verſchieden ausgebildet hat, und daß es ſelbſt in unſerem Vaterlande Zeiten 
gegeben hat, wo es nicht unehrenhaft erſchienen iſt, das Gut des Nächſten 
zu nehmen und zwar mit der inneren und äußeren Ehre verträglich. 

Landtags⸗Kommiſſar: Es hat geſtern ein geehrter Redner von der 
Rednerbühne geäußert, daß das Gouvernement bei Entwerfung des Geſetzes 
für die Ehre der Stände der preußiſchen Monarchie »zärtlich« beſorgt ge⸗ 
weſen fei. Ich weiß nicht, ob dies ein Vorwurf oder ein Lob fein ſollte, will 
es aber allenfalls als Lob annehmen und die Erklärung abgeben, daß die 
Regierung eben ſo ſehr beſorgt ſein muß, daß die Ehre der preußiſchen Stände 
unverletzt ſei, als dies im Intereſſe der Stände ſelbſt liegt. Wenn nun fetzt 
ein Amendement geſtellt iſt, daß rechtskräftige Erkenntniſſe, wodurch einem 
Individuum die bürgerliche Ehre aberkannt it, nicht genügen ſollen, um daf- 
ſelbe aus der Stände-⸗Verſammlung auszuſchließen, ſondern daß noch ein Ur⸗ 
theil der Verſammlung ſelbſt hinzutreten müſſe, ſo muß ich allerdings erklä⸗ 
ren, daß die Zärtlichkeit der Regierung für die Ehre der Stände ſo weit geht, 
daß ich einem ſolchen Amendement nicht beizutreten und die Zuſtimmung der 
Regierung dazu nicht zuſtchern zu dürfen glaube. Wir find vielmehr bei Ent⸗ 
werfung des Geſetzes der Anſicht geweſen, daß, wenn das Gericht Jemanden 
für ehrlos erklärt hat, er auch ehrlos ſei, daß ein ehrloſer Mann in keiner 
Stände-Verſammlung ſitzen könne, und daß Niemanden anders das Mes 
gnadigungsrecht zuſtehe als Sr. Majeſtät dem Könige. Darum wird das 
Gouvernement an dieſem Grundſatze feſthalten müſſen. Ich hoffe und erwarte, 
daß auch die Stände⸗Verſammlung dieſen Grundſatz aufrecht zu erhalten be⸗ 
reit ſein und ihm beiſtimmen werde. . . 

Abg. Meviffen: Mein Amendement ſpricht von Strafen im Allgemei⸗ 
nen, und keinesweges von dem Ausſpruche des ordentlichen Richters, wonach 
der Einzelne, der das bürgerliche Recht verloren hat, dem Geſetz unterliegt. 
Es giebt aber auch ſolche ehrloſe Handlungen, die nicht der Strafe unterliegen. 

Abg. v. Leipziger: Ich erlaube mir, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß, wenn das Amendement des Herrn Abg. Meviffen durchgeht, dann auch, 
wenn Jemand zur Zuchthausſtrafe verurtheilt iſt, die Standesgenoſſen zuſam⸗ 
menkommen müffen, um zu berathen, ob er aus det Stände⸗Verſammlung 
auszuſchließen iſt, und ich glaube nicht, daß dies in der Abſicht der Verſamm⸗ 
lung liegen werde. : 

Abg. Naumann: Dem Amendement, welches geſtellt iſt, kann die Vers 
ſammlung nicht beitreten; es iſt darin verlangt worden, daß der Urtheils⸗ 
ſpruch an die Erklärung der Mitſtände gebunden ſei. Wenn der Urtheils⸗ 
ſpruch dieſen nicht genügen ſollte, fo liegt dies ja nicht an dem Erkenntniß, 
ſondern an dem Geſetze ſelbſt, denn das Erkennkniß applizirt nur das Geſetz 
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auf den gegebenen Fall. Halten wir die Gefege, die darüber ſprechen, in 
welchen Fällen über die Ehrenrechte zu erkennen ſei, nicht mehr für die heu⸗ 
tige Zeit paſſend, ſo möge darauf angetragen werden, ſie zu ändern; aber 
ich glaube, es iſt nicht angemeſſen, den Spruch des Richters, der baſirt iſt 
auf Anerkenntniff heute noch geltender Rechte, dem Ausſpruch der Wähler⸗ 
ſchaft nochmals zu unterwerfen, ich halte dies für einen Widerſpruch; ich 
laſſe es auch nicht gelten, daß man ſagt, der Richter könne nicht mehr das 
Vertrauen des Volkes haben, auch dieſen Eindruck laſſe ich nicht gelten, und 
zwar aus demſelben Grunde, denn, iſt die Geſetzgebung nicht mehr im Stande, 
die Verantwortlichkeit und Selbſtſtändigkeit der Richter zu ſichern, dann iſt 
es die Aufgabe derſelben, dieſes zu verbeſſern, nicht aber den Ausſpruch der 
Richter, worauf der ganze geſetzliche Zuſtand des Landes beruht, auf dieſe 
Weiſe vernichten zu wollen. 8 
Abg. Meviſſen: Es ſcheint mir, daß die beiden verehrten Redner .. 
(Lärm! Ruf zur Abſtimmung.) ö 
Marſchall: Es iſt der Ruf zur Abſtimmung erfolgt, es fragt ſich, ob 
er durch 24 Stimmen unterſtützt wird. (Dies geſchieht hinreichend.) Er iſt 
durch mehr als 24 Mitglieder unterſtützt worden, ich bin alſo verpflichtet, 
durch die an die Verſammlung zu richtende Frage zu ermitteln, ob die Majo⸗ 
rität für die Abſtimmung ſtimmt, und bejahendenfalls darf ich ſie nicht ver⸗ 
ſagen, daher bitte ich, daß diejenigen, welche den Schluß der Debatte wün⸗ 
ſchen, aufſtehen. (Große Majorität ſteht auf.) Das Amendement des Ab⸗ 
geordneten Meviſſen kommt jetzt zur Abſtimmung Ich erſuche den Herrn 
Secretair, daſſelbe vorzuleſen (Secretair lieſt vor); als beſcholten ſind dieje⸗ 
nigen Perſonen zu erachten, welche durch ein Kriminalgericht zu einer ent⸗ 
ehrenden Strafe rechtskräftig verurtheilt ſind, und welchen ihre Standesge⸗ 
noſſen das Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaſtigkelt verſagen. Ich erſuche 
diejenigen, welche dem Amendement beitreten, aufzuſtehen. (Große Mehrheit 
gegen das Amendement) Es war noch verlangt worden, den ganzen Artikel 
zu verwerfen, und es fragt ſich, ob dieſer Antrag Unterſtützung findet. (Meh⸗ 
rere Stimmen: Nein!) Ich komme jetzt auf ein Amendement, welches die 
Abtheilung ſelbſt geſtellt hat, und erſuche den Herrn Referenten, daſſelbe mit⸗ 
zutheilen. (Referent lieſt vor.) Daß die Worte: »durch ein Kriminalgeriht« 
wegfallen und dafür ſubſtituirt werde: „durch ein rechtskräftiges Urtheil.« 
Ich erſuche diejenigen, welche dieſem Amendement beiſtimmen, aufzuſtehen. 
(Minorität für das Amendement.) Wir kommen jetzt zu No. 2. des Geſetz⸗ 
Entwurfs. (Lieſt vor) Ueber dieſen Paſſus iſt kein Amendement geſtellt. 
Abg. Sperling: Es iſt ſchon früher hier die Vemerkung gemacht, 
daß die eine Beſtimmung, wonach ſolche Perſonen als beſcholten zu erachten 
ſind, welche zur Eidesleiſtung unfähig erklärt worden ſind, wenig praktiſche 
Bedeutung habe. Ich glaube, daß bei der veränderten Geſetzgebung die Fälle 
nicht mehr vorkommen werden, wo ein ſolches Erkenntniß ergeht, und ſchlage 
deshalb vor, dieſe Beſtimmung wegzulaſſen. Sodann iſt auch in Beziehung 
auf die Verhällniſſe öffentlicher Beamten ausgeſprochen, daß Beamte, welche 
ſich eines gemeinen Verbrechens ſchuldig machen, der Veſtimmung ad a. uns 
terliegen, eben fo die, welche Dienſtvergehungen ſich zu Schulden kommen. 
laſſen. Dieſe können aber verſchiedener Art ſein; er kann wegen bloßer wie⸗ 
derholter Verſehen ſeines Amtes verluſtig erklärt werden und unterliegt dann 
der allgemeinen Veſtimmung, daß derjenige ehrlos iſt, der kaſſirt und zur 
Verwaltung öffentlicher Aemter unfähig iſt. Ich glaube aber, daß der Ab⸗ 
fiht des Geſetzes vollkommen Genüge geſchieht, wenn in Beziehung auf 
Beamte es dem Urtheile der Standesgenoſſen in jedem einzelnen Fall über⸗ 
laſſen wird, ob er beſcholten ſei oder nicht. 
Juſtiz⸗-Miniſter Uhden: Es wird ja darüber erkannt. 


ſprochen werden, und dies kann nicht 5 
luft der Nationalkokarde damit verbunden, er alſo ehrlos iſt. Was von der 
Eidesleiſtung erwähnt iſt, fo muß ich darauf bemerken, daß der Verluſt des 
Rechts, den öffenlichen Eid zu leiſten, vorkommt, wenn Jemand einen Meineid 
geſchworen und andere komplizirte Betrügereien verübt hat. Es ſetzt alſo 
dieſer Verluſt ebenfalls ein kriminalgerichtliches Erkenntniß voraus. 

Abg. Sperling: Ich glaube mein Amendement durch eine die erſte Be⸗ 
ſtimmung des Paragraphen betreffende Bemerkung beſeitigen zu können und 
ſchlage vor, in dem Geſetz-Entwurf zu fagen ftatt „Aemter“ „aller Aemter.“ 
Wenn das Wort „aller“ hinzugeſetzt wird, ſo nehme ich mein Amendement 


zurück. 
Es wird meines Erachtens gegen den Zu⸗ 


Landtags⸗Kommiſſar: ird 1 ' 
fat „aller“ nichts zu erinnern fein, weil die Kriminal-Gerichte auf die Un⸗ 
Wenn es ſich aber 


fähigkeit zu einzelnen Yemtern überhaupt nicht erkennen. 
überhaupt darum handelt, ob derjenige, der von allen öffentlichen Aemtern 
durch ein kriminalgerichtliches Erkenntniß ausgeſchloſſen iſt, noch fähig fein 
ſoll, in ſtändiſchen Verſammlungen zu ſitzen, To glaube ich an das Gefühl 
der Verſammlung appelliren zu müſſen und Sie zu fragen, ob Sie es wün⸗ 
ſchen, neben Jemanden zu ſitzen, der unfähig erklärt iſt, Polizeidiener zu 
fein. Ich glaube das nicht und darf mich deshalb jeder näheren Ausführung 
zur Vertheidigung dieſes Theiles des Geſetzvorſchlags enthalten. 
Marſchall: Kann ich annehmen, daß der vorliegende Paſſus im Ge⸗ 


ſetz Entwurf mit dem Zuſatz „aller“ ohne Abſtimmung acceptirt wird? (Ver⸗ 


ſchiedene Stimmen: Nein, ja!) Es hat ſich eine Verſchiedenheit der Mei⸗ 
nung kundgegeben; ich erſuche daher den Herrn Secretair, die Beſtimmung 
ad b mit dem erwähnten Zuſatz vorzuleſen. (Dies geſchieht). Diejenigen, 
8 f veränderte Faſſung find, erſuche ich aufzuſtehen. (Majorität 
für den Zufatz. 

a Referent: Der Geſetz Entwurf Paſſus 2 lautet: (lieſt vor.) Die 
Abtheilung hat ſich für dieſe Beſtimmung erklärt, da ein militairiſches Ehren⸗ 
gericht jedenfalls ein kompetentes Gericht iſt. Jedes derartige ehrengerichtliche 
Erkenniniß muß aber nach §. 50 dieſes Gefeges Sr Majeftät dem Könige 
zur Beſtätigung vorgelegt werden, denn dieſer Paragraph lautet (lieſt vor.) 
Die reiflichſte Erwägung iſt in der Abtheilung erfolgt und demzufolge es 
zweifellos erſchienen, daß, wenn das Ofſiziercorps einen Veſcholtenen in ihre 
Mitte nicht aufnehmen wolle, es eben fo wenig zu geftatten ſei, daß ein ſol⸗ 
cher Veſcholtener ſtändiſche Ehrenſtellen bekleiden dürfe. Es müßte als Ano⸗ 
malie angeſehen werden, wenn Jemand von einer Corporation als beſcholten 
ausgeſchloſſen und von einer anderen als unbeſcholten aufgenommen würde. 
Je höher aber eine Corporation ſteht, und welche ſteht im Vaterlande höher, 


als der Vereinigte Landtag, deſto ſtrenger müſſen auch die Prinzipien ſein, 
nach welchen die Fähigkeit, daran Theil zu nehmen, beurtheilt wird. Und 


die Abtheilung war daher der Anſicht, daß, wenn dieſer Paſſus ausfallen 


ſollte, dadurch eine paralyſtrende Lücke in dem Gefeg-Entwurf eintreten würde. 
Marſchall: Zu dem vorliegenden Paſſus ſind mehrere Amendements 
geſtellt worden, eines geht dahin, den ganzen Paſſus zu verwerfen, das an⸗ 
dere; ihn zu modiſiziren. Ich bitte die Herren Antragſteller, ihre Anſichten 
zu entwickeln. 
Kriegs⸗Miniſter v. Boden: Wenn es das erſte Mal iſt, daß meine 
flicht mir die Ehre giebt, zu dieſer hohen Verſammlung zu ſprechen, ſo 
muß ich im Voraus mein Bedauern ausdrücken, wenn meine etwas veraltete 
Bruſt mir nicht mehr Kraft genug geben ſollte, Allen hörbar zu ſprechen; 
ich werde aber thun, was ich kann. Dieſer Gegenſtand ſcheint mir beſon⸗ 
ders einer ausführlichen Darſtellung würdig, nicht allein ſeiner Wichtigkeit 
wegen, ſondern weil man aach nur im Zuſammenhange ihn vollſtändig be⸗ 
greifen, prüfen und beurtheilen kann. Ich muß mir daher die Erlaubniß 
erbitten, zuerſt über die geſchichtliche Entſtehung dieſer Sache einige Worte 
zu fagen und dann über ihre Anwendung, wie ſte ſich durch Gebrauch des 
Heeres ausgebildet hat, und zuletzt auf einige der Folgen aufmerkſam zu 
machen, durch eine Veränderung hervorgehen könnten. Für den letzten Punkt 
muß ich auch noch zuſammenfaſſen, nicht allein, was ich aus dieſer Verſamm⸗ 
lung erfahren habe, ſondern auch, was mir im Laufe der Verwaltung zuge⸗ 
kommen und was alſo auch hier auf jeden Fall zur richtigen Beurtheilung 
nothwendig iſt. Ueber den geſchichtlichen Entſtehungsgang der Ehrengerichte, 
über ihren Keim, ihre Wurzel, aus der fie entſproſſen find, muß ich zuerſt 
ſagen, es iſt kein neues Geſetz, ſondern es ſtammt aus jener glorreichen Zeit, 
in der die Grundlage zu einer neuen Reorganiſation des Staats gelegt 
wurde; das war nach dem Frieden von Tilfit. Zu jener Zeit wurde über 
die moraliſche und ethiſche Grundlage der neuen Heeresverwaltung nicht blos 
einſeitig von einem Kreiſe von Kriegsbeamten, fie mochten fo hoch fichen, 
wie ſie wollten, ſondern auch gemeinſchaftlich mit ihnen und hohen Civil⸗ 
Beamten berathſchlagt. Ich erinnere mich mit Vergnügen daran, daß, wenn 
auch von einer Seite der Kreis ſehr gelichtet iſt, doch noch Einer unter Ih⸗ 
nen lebt, der daran Theil genommen hat. Man legte ſich die Frage vor: 
Sind allein ſtrenge Geſetze hinreichend, um den Geiſt im Heere zu wecken, 
der nothwendig iſt, wenn es nicht eine unnütze Laſt für das Vaterland ſein, 
fondern wenn es eine ſichere Stütze geben ſoll. Damalen ſagte man ſich, 
daß neben dem Ernſt der Geſetze noch die Erweckung eines inneren Triebes 
nothwendig ſei, die den Menihen und fo das ganze Gebäude aufrecht er⸗ 
halte und ihn in dem Gefühle über ſeine perſönlichen Empfindungen hinweg 
zum Schutz des Vaterlandes antriebe. Dieſes Geſetz glaubte man zu finden 
darin, daß der Gedanke der Ehre nicht in dieſer oder jener höheren Klaſſe 
ſondern in allen Ständen des Volkes geweckt würde, und auf dieſer Grund⸗ 
lage gab im Jahre 1808 der verewigte König die Kriegs-Artikel, in denen 
mit dem Verluſt der National-Kokarde auch der Verluſt aller Ehrenrechte 
ausgeſprochen iſt. Es verſtand ſich von ſelbſt, daß die Grundlage für den 
Unteroffizier und den Soldaten ebenfalls eine Grundlage zur Beurtheilung 
der Straffälligkeit der Offiziere fein müſſe, denn es würde mehr als ſonder⸗ 
bar ſein, wenn man die höhere Klaſſe bei gleichen Vergehungen minder hätte 
beſtrafen und die Härte der Strafen mehr auf die unteren Klaſſen hätte wäl⸗ 
zen wollen. So entſtand in den Kriegs⸗ Artikeln, wie ich ſchon erwähnt 
habe, der noch jetzt vollgültige Paragraph: daß man mit der National⸗Ko⸗ 


karde alle bürgerlichen Rechte verlöre; die Ehrengerichte in der Form, wie fie 
kar Die Unfähig⸗ 
keit zur Verwaltung öffentlicher Aemter muß vom Kriminal- Gericht ausge⸗ 

geſchehen, wenn nicht zugleich der Ver⸗ 


jetzt beſtehen, wurden darauf nicht gleich ins Leben gerufen. Es gab dama⸗ 
len mehrere Gründe, die ich nur in allgemeinen Begriffen hier zuſammen 
ausſprechen will, daß man ſolche neue Inſtitutionen ſich erſt im Volke ein⸗ 
wurzeln laſſen müſſe. Es traten aber einige achtungswerthe Männer bald 
hervor, die ein Bedürfniß von Ehrengerichten fühlten, von denen ich auch Einen 
ſehr gern als Mitglied dieſer Verſammlung erblicke. Er war aber nicht der Ein⸗ 
zige, der dies Bedürfniß erkannte; es haben, ohne dieſe Formalitäten pünktlich 
zu befolgen, faft bei allen Regimentern der Armee in den Jahren 1813—15 Eh⸗ 
rengerichte ſtattgefunden, und ich habe ſelbſt ein paar der Art anordnen müſſen; 
das find die Grundſätze, die uns glorreich durch die Kriege von 1813 —15 geführt 
haben. Es würde, ſo ſcheint es mir, ſehr bedenklich ſein, wenn man in einer Landes⸗ 
Geſetzgebung zwei Begriffe von Ehre parallel mit einander gehen laſſen wollte, 
wenn der eine Stand unter einem anderen Geſetze der Ehre, unter der Lan⸗ 
des⸗Autorität ſich bewegen und ein milderes, ich möchte ſagen, laxeres Ver⸗ 
fahren im Punkte der Ehre für den anderen Stand angenommen werden 
ſollte. Nein, ich kann das nicht glauben, denn mein Herz ſchlägt ſo warm, 
wie für den König, ſo auch für den unterſten und ärmſten im Volke, denn 
der Eine iſt eben fe gut des Vegriffs der Ehre fähig, wie der Andere. (Beis 
fall.) Was hat ſich nun in der Anwendung dieſer Ehrengerichte herausge⸗ 
ſtellt? Ich will dies treulich berichten. Mir ſcheint es, daß ein großer Miß⸗ 
verſtand ſich oft ſichtbar macht, nämlich, daß man die beiden Worte „ent⸗ 
laſſen« und »entfernen« verwechſelt; zwiſchen beiden iſt doch ein ſehr 
großer Unterſchied. Das Entlaſſen beſteht für alle diejenigen, die, mit dem 
mildeſten Ausdruck bezeichnet, nicht Fähigkeit genug zeigen, dem Ofſizierſtande 
vorzuſtehen; die Gründe können verſchieden, es können Bedenken intelligenter, 
auch moraliſcher Art fein; bei der Entlaſſung aus dem Ofſtzierſtande geſchicht 
weiter nichts, als der Entlaſſene bekommt keinen Abſchied und geht dadurch 
aller der Rechte verlustig, die der Staat allen feinen wohlgedienten Kriegern 
iebt. Ob nun hinterher ſich noch andere Behörden finden können, einen 
olchen Mann anzuſtellen, das muß ich ihrer gewiſſenhaften Prüfung über⸗ 
laſſen. Das Entfernen iſt allerdings mit härteren Folgen begleitet; es fragt 
ſich aber, auf welche Fälle wird es in der bisherigen Praxis angewendet, 
und da wird es leicht ſein für einen Jeden, zu prüfen, ob er ſie für über⸗ 
flüſſig halte oder nicht. Der erſte Punkt iſt Entfernung wegen ſbewieſener 
Feigheit, doch ich werde noch ſpäter in meinem Vortrage auf eine mildernde 
oder auch verſchiedene Anſicht zurückkommen und begnüge mich hier nur, es 
auszuſprechen, daß gewiß kein Mitglied dieſer Verſammlung einen Menſchen, 
welcher der Feigheit überwieſen wäre, neben ſich ſehen wollte. N 


(Schluß ſolgt.) 


